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Zusammenfassung
Das Instrument des Emissionshandelssystems (EHS) wird von Umweltökonom:innen
an prominenter Stelle zur Bewältigung der ökologischen Krisen sowohl im wissenschaft-
lichen Diskurs als auch in der Politikberatung empfohlen. Wir arbeiten drei implizite
normative Prämissen des Lehrbuchmodells eines EHS im Kontext von Klimapolitik her-
aus und problematisieren diese mittels einer breiteren inter- und intradisziplinären Basis.
Die Empfehlung reflektiert insbesondere Setzungen bezüglich der metatheoretischen Fra-
gen nach dem Umgang mit Pfadabhängigkeiten, der ethischen Legitimation verschiedener
Emissionsquellen sowie den Zielen von Klimapolitik. Werden die Prämissen anders ge-
wählt, muss der EHS in ein umfassenderes Instrumentenbündel eingebunden, differenziert
ausgestaltet oder ganz verworfen werden. In einem zweiten Schritt verorten wir die un-
mittelbare Umsetzung des EHS demokratietheoretisch als aggregativ-liberal, was mit der
Prämisse einhergeht, dass alle durch die Dekarbonisierung ausgelösten oder verstärkten ge-
sellschaftlichen Konflikte durch den Marktmechanismus aufgelöst werden können. In Ab-
grenzung dazu diskutieren wir Ansätze der deliberativen und der radikaldemokratischen
Demokratietheorie, welche alternative Perspektiven auf die Möglichkeiten und rationa-
len Mechanismen der kollektiven Konfliktlösung einnehmen. Basierend auf der jeweiligen
Konzeptualisierung des Politischen zeichnen wir nach, wie Klimapolitik gedacht werden
kann; konkret welche Rolle ein EHS im politischen Prozess einnehmen kann oder soll-
te. Die Gegenüberstellung der Paradigmen erlaubt außerdem Rückschlüsse darauf, welche
Aspekte des Politischen bei der unmittelbaren Umsetzung eines EHS aus dem Blickfeld
geraten und welche Gefahren aus dieser Vernachlässigung erwachsen.
Dieses Papier macht die normativen Prämissen einer zentralen umweltökonomischen Emp-
fehlung für Klimapolitik transparent und eröffnet Möglichkeitsräume zur Rekonzeptua-
lisierung. Darüber hinaus zeigt es das Politische des Ökonomischen sowie die Relevanz
informierter Perspektivenvielfalt in Theoriebildung und Politikberatung auf.
Schlüsselbegriffe Klimapolitik, Umweltökonomik, Emissionshandel, Politische Theo-
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1 Motivation
Durch die Ratifikation des Paris-Abkommens wurde von 195 Ländern klimapolitischer Hand-
lungsbedarf in noch nie da gewesenem Umfang anerkannt. Erstmalig versprechen alle un-
terzeichnenden Länder substantielle Emissionsreduktionen. Auf Grund der beispiellosen Viel-
schichtigkeit der Herausforderung kann zur Findung von adäquaten Maßnahmen nicht aus-
schließlich auf Erfahrungswissen zurückgegriffen werden. Lösungswege müssen neu konzipiert
und politisch ausbuchstabiert werden. Von der wissenschaftlichen, insbesondere sozialwissen-
schaftlichen Analyse und Beratung erwarten politisch Agierende und die Bürger:innen mitunter
richtungsweisende Erkenntnisse, wie Klimapolitik zur Erreichung eines politisch gesetzten Ziels
gestaltet werden soll. In der klimapolitischen Politikberatung und für die öffentliche politische
Debatte nehmen insbesondere Ökonom:innen eine wichtige Rolle ein: Ökonom:innen werden
vielfach sowohl nach Vorschlägen für mögliche politische Maßnahmen als auch für die Bewer-
tung diskutierter Alternativen angefragt. Als Deutschland 2019 die Klimaziele in den Sektoren,
die nicht dem europäischen Emissionshandelssystem (EU-ETS) unterliegen, zu verfehlen droh-
te, wurden Gutachten zur Prüfung möglicher klimapolitischer Maßnahmen ausschließlich an
wirtschaftswissenschaftliche Forschungsinstitute oder Gremien1 vergeben.2 Dies verdeutlicht die
besondere Stellung ökonomischer Analysen für den politischen Entscheidungsfindungsprozess.
Alle angefragten Gutachter:innen können im Spektrum der neoklassischen Umweltökonomik
verortet werden. Innerhalb der umweltökonomischen Beiträge werden insgesamt vier Optio-
nen politischer Maßnahmen für die zu regulierenden Sektoren diskutiert: Der Ausweitung des
bisher existierenden Ordnungsrechts werden drei mögliche marktbasierte Instrumente gegen-
übergestellt. Ungeachtet geringer Differenzen in den jeweiligen Empfehlungen lässt sich fest-
stellen, dass die Gutachten einhellig für die Ausrichtung der Klimapolitik auf umfassende CO2-
Bepreisung plädieren. Dabei wird für ein marktbasiertes Instrument, welches die Form einer
CO2-Steuer oder eines (unter gewissen Bedingungen als äquivalent angesehene) Emissionshan-
delssystem (vgl. Weitzman, 1974, kurz EHS) annehmen kann, als Leitinstrument geworben.
Konkret wird unter Hervorhebung der Kosteneffizienz als zentralem Kriterium mittel- bis lang-
fristig einstimmig die Ausweitung des EU-ETS auf die Nicht-ETS-Sektoren als übergeordnetes
1Die Gutachten wurden vom Mercator Research Institute on Global Commons and Climate Change (MCC,
Edenhofer et al., 2019), dem Sachverständigenrat zur Begutachtung der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung
(Feld et al., 2019) und dem wissenschaftlicher Beirat des Bundeswirtschaftsministeriums (K. Schmidt et al.,
2019).
2Das europäische Emissionshandelssystem ist seit 2004 das zentrale Instrument der europäischen Klimapolitik
und deckt aktuell ca. 45% der europäischen Emissionen aus Industrie, Energieerzeugung ab. Seit 2012 sind außer-
dem THG-Emissionen des innereuropäischen, genauer des intra-EEA (European Economic Area), Flugverkehrs
partiell abgedeckt. Während CO2-Emissionen berücksichtigt werden, bleiben Nicht-CO2-Emissionen, welche bis
zu 2/3 der gesamten Klimawirkung von Flügen ausmachen (Lee et al., 2010), außen vor. Die Emissionen der
übrigen Sektoren sind seit 2013 im sogenannten Lastenausgleich (Effort Sharing Decision) mit Reduktionszie-
len versehen, die durch jeweils länderspezifische klimapolitische Maßnahmen angestrebt werden. Der EU-ETS
soll die Emissionen der regulierten Sektoren im Jahr 2020 um 21% gegenüber dem Emissionsniveau von 2005
verringern. Bis 2030 wird eine Reduktion um 43% gegenüber 2005 angestrebt. Für die Sektoren, die nicht dem
EU-ETS unterliegen, darunter insbesondere die Sektoren Verkehr und Wärme sowie Abfall- und Landwirtschaft,
wurde 2013 mit dem Abkommen zur Lastenteilung die Zielmarken der Reduktion von 10% bzw. 30% gegenüber
2005 Niveau bis 2020 bzw. 2030 formuliert.
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klimapolitisches Ziel empfohlen. Diese Maßnahme erhält auch in der jüngsten Umfrage des Öko-
nomenpanels unter deutschen Ökonom:innen insgesamt die höchste Zustimmung (Blum et al.,
2019). Kurzfristig werden je nach Gutachten nur marginal verschiedene marktbasierte Instru-
mente als übergangslösung vorgeschlagen. Untergeordnet empfehlen manche Gutachter:innen
darüber hinaus komplementäre Maßnahmen, wie beispielsweise Infrastrukturinvestitionen für
Elektromobilität und den öffentlichen Nahverkehr oder eine Energiesteuerreform. Teilweise wird
auch die Pro-Kopf-Rückerstattung der Einnahmen an die Bürger:innen mit dem Ziel, das markt-
basierte Instrument sozial gerecht auszugestalten, befürwortet.
Die Prominenz marktbasierter Instrumente erwächst aus dem Zuschnitt der umweltökonomi-
schen Theorie, anhand derer unterschiedliche Politikmaßnahmen erdacht und bewertet werden.
Wie der spezifische theoretische Zuschnitt gewählt wird ist dabei unvermeidbar Ausdruck ei-
ner normativen Setzung (Sandel, 2013; Weingart und Lentsch, 2008, S. 24).3 Die normative
Setzung als solche zu erkennen und einzuordnen ist notwendig für das Verständnis des theo-
retischen Raums, in welchem sich die klimapolitische Debatte bewegen kann. Der theoretische
Raum konstituiert sich über zentrale normative Prämissen. Dass diese Prämissen einer (umwelt-
)ökonomischen Perspektive bislang sowohl in der Literatur als auch im öffentlichen Diskurs
selten transparent gemacht werden, wurde bereits an anderer Stelle festgestellt (vgl. Mattauch
und Hepburn, 2016; Gräbner und Strunk, 2019).
Dieses Essay arbeitet implizite normative Prämissen für das Instrument des Emissionshandels-
systems heraus und kontrastiert diese mit alternativen Positionen. Diese Gegenüberstellung
macht die in den Prämissen angelegte Setzung als solche erkennbar. Die Setzung normativer
Prämissen wirkt sich auf den Zuschnitt des möglichen Denkraums aus, welcher wiederrum de-
terminiert, wie Klimapolitik und die dazu notwendigen Maßnahmen gedacht werden können.
Das EHS selbst ist ein aggregatives Instrument. Welche Rolle diesem politischen Instrumenten
zukommt, ist abhängig vom angelegten Verständnis des Politischen, in das sie eingebettet wer-
den. Wird das empfohlene Emissionshandelssystem unmittelbar implementiert, verleiht dies ei-
ner paradigmatischen Verortung im aggregativ-liberalen Verständnis des Politischen Ausdruck.
Um diese Verortung zu verdeutlichen, stellen wir die Grundzüge zweier weiterer theoretischer
Ansätze vor, die ihren Denkraum mithilfe anderer Prämissen konstituieren. Dem aggregativ-
liberalen Paradigma stellen wir konkret einen deliberativen und einen radikaldemokratischen
Ansatz gegenüber und untersuchen die innerhalb der jeweiligen Paradigmen mögliche klimapo-
litische Einbettung eines aggregativen Instruments. Die durch den Vergleich deutlich werdenden
Unterschiede ermöglichen einen kritisch prüfenden Blick auf das jeweils mögliche Verständnis
von Klimapolitik. Die Kontrastierung erlaubt außerdem das Aufzeigen potentieller blinder Fle-
cken, die sich ergeben, wenn die ökonomische Empfehlung unmittelbar umgesetzt und nicht
in ein explizites Konzept des Politischen eingebettet wird. Mit dieser Analyse möchte dieses
Papier dazu beitragen, eine umfassenderen Diskussion dessen, was Klimapolitik sowohl in der
ökonomischen Theoriebildung und Beratung als auch im politischen Prozess leisten kann oder
3Demgegenüber folgen weite Teile der (umwelt-)ökonomischen Forschung einem positivistischen Wissen-
schaftsverständnis und verstehen die Ökonomik als wertfrei oder doch zumindest in ihrem Ansatz getrennt von
normativen Setzungen (für eine umfangreichere Behandlung siehe Broome, 2008).
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muss, zu ermöglichen.
Nachfolgend werden in Kapitel 2 die theoretische Konzeption und grundlegende Prinzipien der
Funktionsweise eines Emissionshandelssystems dargelegt. Wir behandeln dabei explizit das EHS
des umweltökonomischen Lehrbuchs, das in der politischen Beratung, aber auch in Forschung
und Lehre Anwendung findet. Es handelt sich hierbei um eine im Schematischen verbleibende
Darstellung, welche nicht alle innerhalb des (umwelt-)ökonomischen Spektrums abbildbaren
und angewandten Möglichkeiten abdeckt.4 Dennoch spiegelt das Lehrbuch auch in besonderem
Maße wider, was in der Disziplin als „gesichertes Wissen“ gilt (Van Treeck und Urban, 2017,
S. 10). In Kapitel 3 arbeitet dieses Essay die im theoretischen Zuschnitt angelegten impliziten
normativen Prämissen der Empfehlung eines EHS heraus. In Kapitel 4 erfolgt die Analyse
der möglichen Rolle eines EHS in verschiedenen Ansätzen der politischen Theorie. Kapitel 5
erarbeitet den innerhalb der drei Ansätze konzeptualisierbaren Zuschnitt von Klimapolitik sowie
die Rolle, die ein EHS darin einnehmen kann. Kapitel 6 diskutiert abschließend die erarbeiteten
Perspektiven mit Blick auf realweltliche klimapolitische Herausforderungen.
2 Ratio: Das Emissionshandelssystems im Lehrbuch
Marktbasierte Instrumente wie das im Folgenden diskutierte Emissionshandelssystem sind ein
zentraler Bestandteil der ökonomischen Beschäftigung mit ökologischen Problemstellungen. Die-
se gewinnen seit den 1970er-Jahren innerhalb der Ökonomik an Bedeutung (Victor, 1972; Jöst,
1994, S. 9). Eine zentrale Frage ist dabei, wie ein Umgang mit dem Ausstoß von Schadstof-
fen, die durch wirtschaftliche Produktionsprozesse unweigerlich verursacht werden, gefunden
werden kann (Baumgärtner, 2012). In der umweltökonomischen Betrachtung werden Schad-
stoffemissionen als Externalitäten konzeptualisiert (Pigou, 1920; Nordhaus, 1977). Mit dem
Begriff der Externalität werden (nicht-intendierte) negative Wohlfahrtseffekte bezeichnet, wel-
che nicht durch einen Markt abgedeckt werden und deshalb von den Emittenten bei der Wahl
ihres Emissionsniveaus nicht berücksichtigt werden. Deren Auswirkungen werden entsprechend
preislich nicht abgebildet, was zu einem Emissionsniveau über dem als optimal definierten Ni-
veau führt. In der umweltökonomischen Theorie wird die Emissionsmenge, die das in einer
utilitaristischen Abwägung von Kosten und Nutzen der Emissionsvermeidung (Kosten-Nutzen-
Analyse) ermittelte soziale Optimum erreicht, als optimal erachtet. Ein zweiter Ansatz, der
sich insbesondere im Anschluss an Baumol und Oates (1971) etablierte, orientiert sich hinge-
gen an politisch gesetzten Zielen, konkret der Begrenzung von Schadstoffemissionen auf eine
bestimmte Menge, und legt den Fokus auf die Frage, wie vorgegebene Mengenziele mit um-
weltpolitischen Instrumenten kosteneffizient erreicht werden können (Standardpreisansatz oder
Kosten-Wirksamkeits-Analyse, bspw. Jöst, 1994, S. 53). Umweltökonomische Instrumente wie
das EHS bedürfen also der ökonomischen Bewertungsmethode von Optimalität nicht zwingend.
4Insbesondere werden hier in der Literatur vorhandene wohlfahrtsökonomische Ansätze nicht berücksichtigt,
die explizit nicht-individualistische ethische Zielfunktionen in ihrer Modellierung berücksichtigen.
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Letztlich ist jedes denkbare Mengenziel politisch setzbar (Ekardt, 2016). Für die weitere Ana-
lyse gehen wir davon aus, dass das Mengenziel von der Politik gesetzt wird, wobei dies sich
jedoch möglicherweise an in ökonomischer Politikberatung artikulierten Empfehlungen orien-
tiert. Im Folgenden werden die theoretischen Grundzüge eines Emissionshandelssystems (auch
„cap-and-trade“) erläutert.
Ein EHS ist ein marktbasiertes Politikinstrument, welches zur Regulierung von Emissionen
eingesetzt werden kann. In einem EHS wird politisch eine Obergrenze („cap“) festgelegt, die
begrenzt, welche Emissionsmenge innerhalb eines bestimmten Zeitraums von den der Regulie-
rung unterliegenden Emittenten ausgestoßen werden darf. Das EHS kann dabei verschiedene
Sektoren umfassen. Es werden Zertifikate in Höhe dieser Obergrenze ausgegeben, wobei jedes
Zertifikat den Ausstoß einer Einheit Emissionen erlaubt. Auf diese Weise wird das Mengenziel
sicher erreicht (sog. ökologische Effektivität). Nach der Zertifikatsallokation können die regu-
lierten Emittenten die Zertifikate untereinander handeln („trade“). Ein Preis für die Zertifikate
ergibt sich nur mittelbar als Signal der Knappheit der verfügbaren handelbaren Zertifikate. Ver-
meidungskosten sind zwischen Emittenten heterogen und dem Staat unbekannt. Unter diesen
Bedingungen vermeiden Emittenten Emissionen, solange deren Grenzvermeidungskosten, also
die Kosten, die zur Vermeidung einer zusätzlichen Einheit an Emissionen anfallen, unter dem
sich auf dem Markt bildenden Preis liegen. Emittenten, deren Grenzvermeidungskosten über
dem Marktpreis liegen, werden die entsprechenden Emissionen nicht vermeiden, sondern Zerti-
fikate kaufen und entsprechende Einheiten emittieren. Durch das Preissignal vermeiden also die
Emittenten mit den niedrigsten Grenzvermeidungskosten zuerst, während die Emittenten mit
den höchsten Grenzvermeidungskosten weiterhin emittieren, was zu insgesamt minimalen Ge-
samtvermeidungskosten bei gegebener technischer Ausstattung führt (sog. statische Kostenef-
fizienz). Im Gleichgewicht sind die Grenzvermeidungskosten über Emittenten und Sektoren
hinweg ausgeglichen. Ein funktionierendes Emissionshandelssystem setzt darüber hinaus durch
den Preis Anreize für die Entwicklung neuer, emissionsärmerer Technologien und beeinflusst
somit künftige Vermeidungskosten. Ein Emissionshandelssystem ist dynamisch kosteneffizient,
wenn die Gesamtvermeidungskosten intertemporal minimiert werden. Um Emissionen effek-
tiv zu reduzieren, muss die festgelegte Obergrenze unter der Emissionsmenge liegen, die ohne
das EHS emittiert worden wäre. Dieses nicht beobachtbare Vergleichsszenario wird häufig als
„business-as-usual“ bezeichnet. Dieser Begriff impliziert jedoch eine normative Verengung des
denkbaren Normalzustands, sodass die Bezeichnung „kontrafaktisch“ oder „baseline“ adäquater
wäre.5
Der Politik kommt in diesem theoretischen Rahmenwerk die Rolle zu, das Mengenziel festzu-
legen (bspw. Sturm und Vogt, 2011, S. 93). Aus der durch das Mengenziel fixierten Emissions-
5Die Bezeichnung „as usual“ - „wie normal“ - setzt die fossile Ausgestaltung der Welt in der Gegenwart
als „normal“ und verkennt somit ihren historisch-räumlich kontingenten Charakter. Die Frage nach einem Nor-
malzustand in der Zukunft wird als lineare Fortschreibung des gegenwärtig beobachteten Zustands konzipiert.
Somit drückt der Begriff die normative Einschätzung aus, dass ein Fortbestand des Vorherigen das relevante
Vergleichsszenario darstellt. Die Bezeichnung der linearen Trendfortschreibung als „normal“ stellt jedoch ei-
ne normative Einschränkung denkbarer Vergleichsszenarien dar. Diese normative Einschränkung schließt somit
andere Szenarien wie zum Beispiel das einer ambitionierten Klimapolitik als normal aus.
4
menge folgt außerdem, dass Emissionsreduktion über das Mengenziel hinaus in den regulierten
Sektoren nicht möglich ist. Entsprechende Bestrebungen führen stattdessen lediglich zu einer
Verschiebung der Emissionen innerhalb des EHS (sog. Wasserbetteffekt), da die ungenutzten
Zertifikate von anderen Marktteilnehmern gekauft und genutzt werden. Basierend auf der dar-
gelegten theoretischen Funktionsweise eines EHS folgt, dass sich Politik auf das Setzen des
Mengenziels beschränken und keine weiteren Politikmaßnahmen in den regulierten Sektoren in-
itiieren soll. Ist das Mengenziel einmal gesetzt, alloziert der Markt die zur Verfügung stehende
Emissionsmenge effizient unter den Emittenten. Durch die Aggregation produktionsseitiger Ver-
meidungskosten sowie individueller Präferenzen in Angebot und Nachfrage handelt es sich um
ein aggregatives Politikinstrument. Darüber hinaus gewährleistet das EHS trotz hoher, durch
die vielfältigen Interdepenzenden der Aktivitäten von Individuen und Firmen unter Bedingun-
gen des Unwissens verursachte Komplexität politische Handlungsfähigkeit. Einmal eingeführt
erlaubt es die Entpolitisierung des Weges zur Erreichung des Mengenziels, die Entmoralisie-
rung von individuellem Handeln (Edenhofer und Jakob, 2019, S. 66) und spricht überdies den
individuellen Präferenzen eine hohe Relevanz zu (Caney und Hepburn, 2011).
Das theoretische Rahmenwerk des EHS kann auf verschiedene durch Schadstoffemissionen ver-
ursachte ökologische Probleme angewandt werden. Im Falle von Klimapolitik wird es als Lei-
tinstrument zur Regulierung von Treibhausgasemissionen (THG-Emissionen), darunter CO2-
Emissionen, diskutiert.
3 Implizite normative Prämissen
Nachfolgend arbeiten wir drei implizite normative Prämissen N1-N3 heraus, die mit der Emp-
fehlung eines EHS als Leitinstrument der Klimapolitik einhergehen. Die Prämissen geben dabei
eine spezifische Antwort auf drei übergeordnete Fragen, welche im Folgenden als Metakategori-
en bezeichnet werden. Gegeben der klimapolitischen Anwendung eines EHS auf pfadabhängige
THG-Emissionen fragt die Metakategorie M1 nach dem adäquaten Umgang mit fossilen Pfad-
abhängigkeiten, sogenannten carbon lock-ins, und ist somit anwendungsspezifisch. Die Metaka-
tegorieM2 fragt nach dem ethischen Legitimationskriterium unterschiedlicher Emissionsquellen
und Metakategorie M3 nach der Zielsetzung von Klimapolitik. Prämissen zwei und drei ergeben
sich modellinhärent. Die in der Ratio implizit angelegten spezifischen Antworten N1-N3 stellen
dabei eine Setzung und lediglich eine von verschiedenen denkbaren Antworten auf M1-M3 dar.
Wir zeigen alternative denkbare Prämissen sowie deren Bedeutung für die empfohlene Ausge-
staltung eines EHS, konkret für die Konzeptualisierung der zu regulierenden Emissionsmenge
als endogen und dem Verständnis dessen, was als kosteneffizient gelten kann, auf.
3.1 Umgang mit carbon lock-ins
Ratio des EHS: Carbon lock-ins marktbasiert adressieren
Die Anwendung des oben erläuterten Theorierahmens auf den spezifischen Kontext der THG-
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Emissionen impliziert eine erste Prämisse. Im Falle von THG-Emissionen resultiert das gegen-
wärtige Emissionsniveau aus einem pfadabhängigen Prozess (Seto et al., 2016). Diese Pfadab-
hängigkeiten erwachsen aus einer in über zwei Jahrhunderten aufgebauten fossilen Infrastruktur
sowie deren Verzahnung mit Institutionen und menschlichem Verhalten (ebd.).6 Im Kontext von
THG-Emissionen werden Pfadabhängigkeiten als carbon lock-in bezeichnet. 7 Basierend auf Se-
to et al. (2016) werden insbesondere die Dimensionen infrastrukturell-technologischer lock-in,
institutioneller lock-in und verhaltensbezogene lock-in unterschieden. Carbon lock-ins lösen ein-
zeln sowie in ihrer Wechselwirkung Beharrungskräfte aus, welche sich gegenseitig verstärken und
durch „kontinuitätssichernden Mechanismen“ (Beyer, 2005) den emissionsintensiven Status quo
begünstigen. Somit wirken carbon lock-ins auf das Emissionsniveau und müssen im Rahmen
von Klimapolitik berücksichtigt werden.
In der Ratio werden Prozesse als neutral konzeptualisiert. Wird das EHS als Leitinstrument
zur Regulierung eines pfadabhängigen Prozesses angewandt und neben dem EHS keine weiteren
Instrumente als zentral herausgestellt, lässt sich folgende normative Prämisse feststellen:
N1: Carbon lock-ins sollen über das EHS adressiert werden.
6Pfadabhängigkeiten im Allgemeinen wurden in der ökonomischen Literatur teils mit unterschiedlichem Fo-
kus und Bezeichnungen sowohl in evolutorischer, institutioneller, ökologischer, experimenteller Ökonomik und
Innovationsökonomik aufgegriffen (nicht-erschöpfender Überblick sowie ideengeschichtliche Einordnung siehe
Gigante (2016).
7Lock-in bezeichnet die Begünstigung des Status quo und ist normativ neutral. Im Falle von THG-Emissionen
begünstigen Pfadabhängigkeiten ein hohes Emissionsniveau. Die damit verbundenen Risiken führen zu eine
negativen normativen Konnotation des Begriffs „lock-in“ im Kontext von THG-Emissionen (Seto et al., 2016).
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Exkurs: Die Bedeutung von carbon lock-ins am Beispiel von Infrastruktur
Die Bedeutung dieser Prämisse lässt sich am Beispiel des sogenannten infrastrukturell-
technologischen carbon-lock ins verdeutlichen. Infrastruktur kann auf unterschiedliche Weise
für Emissionen relevant sein (vgl. Seto et al., 2016):
• Als kohlenstoffemittierende Infrastruktur (carbon-emitting infrastructure), wie im Fall
von Kraftwerken, Fahrzeugen, Flugzeugen und industrieller Infrastruktur,
• als emissionsstützende Infrastruktur (carbon-emissions-supporting infrastructure), wie
beispielsweise Pipelines, Raffinerien oder Tankstellen,
• und als energienachfragende Infrastruktur (energy-demanding infrastructure), welche un-
ter anderem Gebäude, Straßennetzwerke und die Stadtgestaltung umfasst.
Lange Lebenszyklen physischer Infrastruktur, hohe Investitionskosten und Skaleneffekte führen
angebotsseitig tendenziell zu einem langfristigen Erhalt einer einmal gebauten Infrastruktur.
Insbesondere große Infrastrukturprojekte sind jedoch nicht marginal für die Emissionsentwick-
lung (Dietz und Hepburn, 2013). Nachfrageseitig werden infrastrukturelle carbon lock-ins auf
zwei Weisen wirksam.
1. Bestehende Infrastruktur bildet eine Verhaltensarchitektur innerhalb derer Menschen Ent-
scheidungen treffen. Die Wahl einer Verhaltensarchitektur ist dabei unvermeidlich (Sun-
stein, 2015). Da Menschen jedoch nicht akontextual entscheiden, sondern häufig dem
gesetzten Default folgen (Kahneman, 2003), beeinflusst Infrastruktur über Defaulteffek-
te Emissionen direkt. Trägt wie im Falle stark habitualisierten Mobilitätsverhaltens der
Default zur Bildung von Gewohnheiten beiträgt, sind Effekte langanhaltend.
2. In der langen Frist kann Infrastruktur auch Präferenzen für emissionsrelevantes Verhal-
ten und somit indirekt die Emissionen selbst beeinflussen (Bowles, 1998; Mattauch und
Hepburn, 2016). Erste empirische Untersuchungen zeigen dies im Kontext von Verkehrs-
mittelwahl (Cao et al., 2009; Weinberger und Goetzke, 2010; Weinberger und Goetzke,
2011). Mattauch und Hepburn (2016, S. 7) verweisen darüber hinaus auch auf anekdoti-
sche Evidenz für den Energiesektor.
Diese lock-ins wirken in erster Linie, jedoch nicht ausschließlich in Sektoren, in denen das indivi-
duelle Verhalten direkt Emissionen verursacht. Beispiele hierfür sind die Sektoren Verkehr oder
Ernährung. Am Beispiel der Infrastruktur zeigt sich also, wie carbon lock-ins die Nutzung fossi-
ler Energieträger und folglich das derzeitige Emissionsniveaus perpetuieren können. Hier mani-
festieren sich „kontinuitätssichernden Mechanismen“ u.a. in der Ausgestaltung von Investitions-
bzw. Infrastrukturpolitik (z.B. Zu- oder Rückbau von Kohlekraftwerken oder Flughäfen, Stra-
ßeninfrastruktur und energieeffiziente Stadtplanung) sowie im Design von Marktstrukturen und
Regularien, die bislang auf fossile Energieträger zugeschnitten sind (u.a. Verkehrs- und Bau-
verordnungen, Energienetze, vgl. Mattauch et al., 2019; Petschow et al., 2018, S. 160).
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N1 stellt die Antwort auf die Frage nach dem Umgang mit Pfadabhängigkeiten dar. Wie bereits
zu Beginn des Abschnitts einschränkend bemerkt wurde, ist diese Prämisse nicht modellinhä-
rent, sondern resultiert aus dem Kontext der Anwendung des EHS auf pfadabhängige THG-
Emissionen. Im Folgenden wird diese Position mit einer alternativen Sichtweise kontrastiert.
Kontrastierende Perspektive: carbon lock-ins explizit adressieren
Eine rein marktbasierte Umgestaltung wird von verschiedenen Autor:innen, auch innerhalb des
umweltökonomischen Spektrums, als wenig erfolgsversprechend in Bezug auf eine ausreichen-
de Emissionsreduktion eingeschätzt. So weist beispielsweise Matthes (2010) darauf hin, dass
großangelegte Veränderungen der Infrastruktur im europäischen Kontext in einem hoch re-
gulierten Umfeld, in welches fossile Pfadabhängigkeiten eingeschrieben sind, erfolgen müssen.
Dies mache entgegen dem dezentralen Ansatz von marktbasierten Instrumenten explizite Pla-
nung mit großen Vorlaufzeiten erforderlich. Bei bestehenden carbon lock-ins ist außerdem die
Realisierung der dynamischen Kosteneffizienz des EHS unwahrscheinlich, da diese den Einsatz
möglicher neu entwickelter emissionsärmerer Technologien begrenzen und die Weiterentwick-
lung bereits bestehender Technologien hemmen. So führt beispielsweise die Inbetriebnahme
neuer Kohlekraftwerke dazu, dass bei ähnlicher Energienachfrage über einen langen Zeitraum
kein Bedarf für den Ausbau von Windkraftwerken oder die Verbesserung der zugrundeliegenden
Technik besteht.
Auf Grund der beispiellosen Größenordnung der in internationalen Abkommen beschlossenen
Emissionsreduktionsziele beeinträchtigen carbon lock-ins die politische Realisierbarkeit eines
ausreichend ambitionierten Mengenziels. Grundsätzlich ist zwar theoretisch mit einem EHS je-
des Emissionsniveau als Mengenziel wählbar, dennoch muss dieses auch politisch verabschiedet
werden können. Wird durch carbon lock-ins ein hohes Emissionsniveau bereits vorgezeichnet,
erscheint in zustimmungspflichtigen demokratischen Verfahren die Verabschiedung eines strin-
genten Mengenziels wenig(er) wahrscheinlich. Vor diesem Hintergrund plädieren verschiedene
Autor:innen für eine explizite Adressierung der kontinuitätssichernden Mechanismen durch po-
litisch Agierende (u.a. Faber et al., 2003; Matthes, 2010; Sims et al., 2014; Seto et al., 2016;
Mattauch et al., 2019). Ivanova et al. (2020) erarbeiten umfassende Maßnahmen, welche zur
Überwindung jeweils infrastrukturell-technologischer, institutioneller sowie verhaltensbezoge-
ner lock-ins verbunden mit gewissen Emissionen aus den Sektoren Ernährung, Verkehr und
Wohnen beitragen können, darunter Infrastrukturaus-, um- und -rückbau, Abbau klimaschäd-
licher Subventionen, Veränderung des Defaults hin zu klimafreundlichen Optionen sowie die
Entkopplung gewisser Verhaltensweisen von spezifischen sozialen Identitäten. Als weitere In-
strumente stehen beispielsweise strategische Innovationsförderung bzw. Investitionslenkung als
Instrumente zur Verfügung (u.a. Mazzucato, 2017; Hepburn et al., 2018). 8
Ausgehend von einem Blickwinkel der Pfadabhängigkeiten wird erkennbar, dass die durch das
8Auf Grund der Unvermeidlichkeit der Verhaltensarchitektur prägt jedoch nicht nur die Entscheidung, kon-
tinuitätssichernde Mechanismen und Strukturen zu verändern eine Verhaltensarchitektur, sondern auch die
Entscheidung, diese nicht umzugestalten. Dies entspricht implizit der politischen Entscheidung für eine den
Status quo-stützende Verhaltensarchitektur.
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EHS regulierte Emissionsmenge intertemporal endogen ist. Werden bestehende carbon lock-
ins durch entsprechende Instrumente reduziert bzw. neue carbon lock-ins vermieden, kann die
künftig zu regulierenden Emissionsmenge gegenüber dem kontrafaktischen Szenario reduziert
werden. Das Differential muss nicht dekarbonisiert werden. Realpolitisch ist dies besonders re-
levant, weil die Organisationsstruktur bestehender Emissionshandelssyteme mehrjährige Han-
delsperioden vorsieht, vor deren Beginn jeweils ein neues Reduktionsziel gesetzt wird. Eine
Einhegung der Emissionsbasis durch den Abbau von Pfadabhängigkeiten ermöglicht das Setzen
eines stringenteren Mengenziels in der nächsten Handelsperiode und wird somit nicht durch
den Wasserbetteffekt ausgehebelt. Die Adressierung von carbon lock-ins beeinflusst indirekt
auch die Allokation, die als kosteneffizient gelten kann. Grundlage für die Bestimmung von
Kosteneffizienz ist die verbleibende Emissionsbasis. Werden gewisse Aktivitäten mit hohen
Vermeidungskosten durch den Abbau von carbon lock-ins reduziert oder ex ante vermieden,
werden diese für die kosteneffiziente Allokation irrelevant. Potentiell sind sogar insgesamt nied-
rigere Vermeidungskosten möglich als ohne explizite Adressierung der carbon lock-ins.
An dieser Stelle ist es wichtig festzustellen, dass die explizite Adressierung von carbon lock-ins
und die Befürwortung eines EHS sich nicht notwendigerweise ausschließen. Jedoch ist die explizi-
te Adressierung von carbon lock-ins nicht theorieimmanent gegeben, da Prozesse in der Theorie
als neutral und nicht als pfadabhängig betrachtet werden. Werden carbon lock-ins als Heraus-
forderung für effektive Klimapolitik identifiziert, müssen diese auch in der Theoriebildung und
Politikberatung als zentral adressiert werden. Insbesondere müssen vom Emissionshandel unab-
hängige Maßnahmen, die auf die Überwindung der carbon lock-ins abzielen, Eingang in ökono-
mische Empfehlungen finden. In den eingangs besprochenen Gutachten werden carbon lock-ins
jedoch lediglich indirekt, als komplementär empfohlene Maßnahmen adressiert. Diese kommen
nur nachgelagert zur Sprache und werden nicht als zentrale klimapolitische Maßnahmen arti-
kuliert (Edenhofer et al., 2019; Feld et al., 2019). Die ausgesprochenen Empfehlungen umfassen
dabei außerdem lediglich den Aufbau neuer Infrastruktur, insbesondere für Elektromobilität
und den öffentlichen Nahverkehr, nicht jedoch den Abbau bestehender, klimaschädlicher lock-
ins. So findet beispielsweise weder der Rückbau fossiler Subventionen noch fossiler Infrastruktur
Erwähnung.
3.2 Legitimationskriterium für Emissionen
In einem zweiten Schritt wird die in der Ratio des EHS angelegte Legitimationsgrundlage für
Emissionen untersucht und ethisch eingeordnet.
Ratio des EHS: Legitimation durch Vermeidungskosten
Um Kosteneffizienz zu erreichen, sollen im EHS explizit die emissionsverursachenden Aktivi-
täten mit den höchsten Vermeidungskosten verbleiben. Durch die Setzung der Kosteneffizienz
als maßgebendes Kriterium resultiert also, dass ausschließlich die Höhe der Vermeidungskosten
bestimmt, welche emissionsverursachenden Aktivitäten nach Einführung des EHS verbleiben.
Auch die Integration neuer Emittenten in ein bestehendes EHS folgt der gleichen Logik. Ei-
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ne Unterscheidung der emissionsverursachenden Aktivitäten nach qualitativen Kriterien findet
nicht statt.9 Dies impliziert im Umkehrschluss folgende normative Prämisse:
N2: Alle emissionsverursachenden Aktivitäten sind ethisch gleichermaßen legitim.
Auf übergeordneter Ebene beantwortet N2 also die Frage nach der ethischen Legitimität ver-
schiedener Emissionsquellen.
Kontrastierende Perspektive: Legitimation durch Beitrag zum menschlichen Wohl-
ergehen
Im Gegensatz dazu argumentiert insbesondere der Klimaethiker Henry Shue, dass ein An-
satz, der Emissionen einzig in Bezug auf ihre Vermeidungskosten unterscheidet, nur zulässig
erscheint, sofern es sich um Emissionen vergleichbarer Relevanz für das menschliche Wohler-
gehen handelt (Shue, 1993; Shue, 2014). Sind die Bedürfnisse, deren Befriedigung Emissionen
verursachen nicht vergleichbar, gelte es - insbesondere in Anbetracht knapper verbleibender
THG-Budgets - qualitativ zwischen jenen zu unterscheiden, die essentiell für ein menschen-
würdiges Leben sind und jenen, die dieses Kriterium nicht in gleichem Maße erfüllen.10 Shue
vertritt also die klimaethische Position, dass Emissionen durch ihren Beitrag zum menschlichen
Wohlergehen legitimiert werden sollten. Wissend, dass jede qualitative Bewertung umstritten
ist, argumentiert er, dass der Diskurs darüber aus Gerechtigkeitsperspektive jedoch zwingend
erforderlich sei (Shue, 1993, in: Gardiner et al., 2010, S. 210). Außerdem sei es prinzipiell un-
möglich, keine normative Bewertung vorzunehmen. Erfolgt keine explizite Bewertung im Sinne
einer (Vor-)Auswahl der gewünschten Emittenten wie im Falle des EHS, so entspricht dies der
normativen Einschätzung aller Emissionen als gleichermaßen relevant. Somit werden Bedürf-
nisse und die im Zuge ihrer Befriedigung verursachten Emissionen hinsichtlich ihrer Relevanz
„homogenisiert“ (Shue, 1993).11 Dazu Shue:
„To suggest simply that it is a good thing to calculate cost-effectiveness across all sources of
all GHGs is to suggest that we ignore the fact that some sources are essential and even urgent
for the fulfillment of vital needs and other sources are inessential or even frivolous. What if, as
surely in fact the case, some of the sources that it would cost least to eliminate are essential
9Werden statt Vermeidungskosten die gesamten induziertenWohlfahrtsverluste (welfare costs) berücksichtigt,
werden Emissionen analog konsequentialistisch durch die Höhe der induzierten Wohlfahrtskosten legitimiert.
Emissionen mit den geringsten Wohlfahrtskosten sollen verbleiben. So könnten beispielsweise weniger essentielle
Emissionen geringere Wohlfahrtskosten als essentielle Basisemissionen aufweisen. In diesem Fall sollten analog
die weniger essentiellen Emissionen verbleiben, während die essentiellen Emissionen dekarbonisiert oder vermie-
den werden. Eine nicht-konsequentialistische ethische Unterscheidung zwischen verschiedenen Emissionsquellen
findet jedoch auch hier nicht statt.
10Die Unterscheidung in essentielle insbesondere Subsistenzemissionen und nicht-essentielle Emissionen,
manchmal als Luxusemissionen bezeichnet, geht auf Agarwal, Narain et al. (1991) zurück. Die meisten Au-
tor:innen, darunter Shue, erachten die Unterscheidung nicht als dichotom (Shue, 1993, in: Gardiner et al., 2010,
S.161).
11In der Realität werden Aktivitäten nicht nur homogenisiert, sondern emissionsintensive Aktivitäten de
facto subventioniert und somit gefördert. Weltweit betragen die Subventionen für fossile Energieträger 6,5% des
globalen BIPs (Dietz et al., 2018). In Deutschland bestehen substantielle Subventionen für fossile Energieträger,
fossile Infrastrukturen sowie für emissionsintensives Verhalten, z.B. Pendlerpauschale, Dienstwagensubvention,
Kerosin-Nichtbesteuerung, keine Mehrwertsteuer auf internationale Flüge (für einen Überblick siehe Köder et
al., 2017), welche die Subventionen für erneuerbare Energien um etwa den Faktor 2 übersteigen (DENA, 2020).
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and reflect needs that are urgent to satisfy, while some of the sources that it would cost most
to eliminate are inessential and reflect frivolous whims?“ (Shue, 1993, in: Gardiner et al., 2010,
S. 211).
Shue nimmt also den Standpunkt ein, dass Emissionen gemäß ihrer Relevanz für menschliches
Wohlergehen klassifiziert werden können und mithilfe dieser Klassifizierung legitimiert werden
sollen. In Anbetracht des geringen verbleibenden THG-Budgets sollten dann Emissionen, die
zu grundlegenden Bedürfnissen beitragen, gegenüber nicht-essentiellen Emissionen priorisiert
werden. Eine andere Klassifizierung von Bedürfnissen entwickeln die ökologischen Ökonomen
Faber und Manstetten (2009). Sie unterscheiden zwischen elementaren Bedürfnissen, imagi-
nären Bedürfnissen und Bedürfnissen der Teilhabe und Anerkennung.12
Der denkbare Lösungsweg über die Setzung eines hinreichend stringenten Mengenzieles auf un-
zulässig homogenisierte Emissionsquellen erscheint jedoch nicht nur ethisch illegitim, sondern
hat auch polit-ökonomische Konsequenzen. Werden Aktivitäten, die Basisbedürfnisse befrie-
digen, auf Grund des EHS teurer oder von den Produzenten nicht mehr bereitgestellt, sind
nachteilige Verteilungswirkungen möglich sowie politischer Widerstand gegen die zukünftige Er-
höhung des Ambitionsniveaus wahrscheinlicher. Werden hingegen substantielle Unterschiede in
der Relevanz der Emissionen hinsichtlich qualitativer Kriterien anerkannt, ergeben sich daraus
zwei mögliche Implikationen für die abgeleitete Politikempfehlung: In einer starken Interpre-
tation Shues sollten Instrumente, die Emissionen unzulässigerweise homogenisieren, abgelehnt
werden. Ein EHS wäre gegeben N2 zwar kosteneffizient, jedoch ethisch illegitim. Eine zweite
Interpretation öffnet den Blick für mögliche ethische Differenzierungen zwischen Emissionsquel-
len. Ein EHS erscheint ethisch legitim, wenn Emissionen nicht unzulässig homogenisiert werden.
Wird diese Interpretation angelegt, erscheint es zwingend, Aktivitäten bzw. Emissionsquellen
in einem ersten Schritt zu „ent-homogenisieren“ und das EHS dann lediglich auf Emissionen
anzuwenden, die hinsichtlich ihrer Relevanz als gleichermaßen essentiell eingestufte werden. In
der Relevanz unterschieden werden könnte beispielsweise durch die Verknüpfung eines EHS mit
einer auf (zu bestimmenden) qualitativen Kriterien basierenden Vorauswahl der gesellschaftlich
gewünschten Emittenten. Während die als essentiell(er) eingestuften Aktivitäten dem EHS zur
kosteneffizienten Dekarbonisierung übergeben werden, würden gleichzeitig gesellschaftlich als
nicht prioritär eingestufte Aktivitäten rückgebaut. Da diese Emissionen ethisch als weniger le-
gitim eingestuft, werden sie aus der zu regulierenden Emissionsmenge ausgeschlossen. Auch an
dieser Stelle wird die Endogenität der verbleibenden Emissionsmenge erkennbar. Wenn gewis-
se Aktivitäten auf Grund geringer gesellschaftlicher Relevanz nicht zugelassen werden, müssen
diese später nicht dekarbonisiert werden und in der Konsequenz wird die Höhe ihrer Vermei-
dungskosten für die kosteneffiziente Allokation irrelevant.
In der Literatur liegen verschiedene, nach Relevanz differenzierende Politikvorschläge vor. Die
Idee eines qualitativen Unterschieds ist beispielsweise implizit in der Position des „selective
12Die letzte Klasse verweist dabei auf die Tatsache, dass sich gewisse Bedürfnisse explizit aus den zwischen-
menschlichen Interaktionen des Zusammenlebens ergeben. Hier wird deutlich, dass die Sphäre der Gemeinschaft
bei der Untersuchung von Bedürfnissen mithilfe von über die atomistische Betrachtungsweise des methodologi-
schen Individualismus hinausgehenden Ansätzen in den Blick genommen werden muss.
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degrowth“ reflektiert. Um das weitere Wachstum wünschenswerter bzw. emissionsarmer Ak-
tivitäten innerhalb planetarer Grenzen zu ermöglichen, müssten andere, insbesondere emissi-
onsintensive Sektoren schrumpfen (Latouche, 2009; Van den Bergh, 2011; Kallis, 2011). Ohne
ein vergleichbar starkes ethisches Bewertungskriterium explizit vorzugeben, wird dabei die Not-
wendigkeit eines öffentlichen Diskurses über die Vorauswahl von wirtschaftlicher Aktivität bzw.
Emissionen betont (Kallis, 2011). Auch die von Jakob et al. (2020) vorgeschlagene „sustainabi-
lity transition perspective“ zentriert menschliche Bedürfnisse im Design von Politikmaßnahmen
und betont die Notwendigkeit des öffentlichen Diskurses zur Feststellung, „which goods con-
stitute luxuries and which basic needs“ (Jakob et al., 2020, S. 14). Die Autoren stellen die
Möglichkeit in den Raum, Politikmaßnahmen mit Blick auf die Relevanz der Emissionen dif-
ferenziert auszugestalten, ohne dass dies zwingend eine Rationierung der als weniger essentiell
eingestuften Emissionen zur Folge haben muss. Eine Position der ökologischen Regulierung be-
fürwortet hingegen, dass Emittenten bzw. Produkte, die nicht zum Gemeinwohl beitragen und
deren nachhaltiger Umbau nicht oder kaum möglich ist, grundsätzlich rückgebaut werden (u.a.
Schmelzer und Passadakis, 2011; Schmelzer und Vetter, 2019). Auch hier soll die Auswahl der
verbleibenden Emittenten explizit in einem demokratischen Prozess erfolgen und wäre somit
demokratisch legitimiert.
3.3 Ziele von Klimapolitik
Ratio des EHS: Präferenzerfüllungsansatz unter Knappheitsbedingungen
Die dritte normative Prämisse betrifft die Frage der Zielsetzung von Klimapolitik. Der EHS
ist gekennzeichnet durch seine (theoretische) hohe ökologische Treffsicherheit.13 Die kosteneffi-
ziente Erreichung des Mengenziels ist explizit das einzige Ziel der klimapolitischen Maßnahme.
Andere gesellschaftspolitischen Ziele werden nicht postuliert. Diese fokussierte Zielsetzung kann
durch den spezifischen Zuschnitt der allgemeineren umweltökonomischen Theorie erklärt wer-
den. Zentral für deren theoretischen Zuschnitt sind zwei Komponenten:
1. der Präferenzerfüllungsansatz als Konzeption gesellschaftlichen Wohlergehens sowie
2. die Definition von Ökonomik als der Lehre des Umgangs mit knappen Ressourcen.
Im Präferenzerfüllungsansatz ist die Erfüllung individueller Präferenzen das einzige Ziel. Die
Präferenzen selbst werden als exogen konzipiert und daher nicht bewertet. Ein darüber hin-
13In Systemen partieller sektoraler sowie regionaler Abdeckung können sowohl Emissionsverlagerung in nicht-
regulierte Länder oder Sektoren (carbon leakage) als auch die Anrechnung nicht-zusätzlicher Emissionsgutschrif-
ten (im EU-ETS möglich durch den Clean Development Mechanism, CDM) dazu führen, dass das Mengenziel
effektiv überschritten wird. Somit ist das Postulat der ökologischen Effektivität in der Realität fraglich. Erste
empirische Evidenz legt nahe, dass carbon leakage im EU-ETS nicht in substantiellem Maß stattgefunden hat
(Muûls et al., 2016, für einen Überblick)). Im Falle des CDM wurde die Zusätzlichkeit des Großteils der Projekt
als höchst unwahrscheinlich eingestuft (Cames et al., 2016), selbst bei optimierten Programmen (Haya et al.,
2020). Emissionsanrechnungen gehen darüber hinaus mit einer Vielzahl Kritikpunkte ethischer und praktischer
Natur einher, darunter die Frage nach der Verantwortung für Vermeidung, die umstrittenen Effekte auf (wei-
ter gefasste) Umweltqualität, die Verschärfung von Landkonflikten, das Risiko von Doppelzählungen sowie die
Nicht-Skalierbarkeit der Maßnahmen in der langen Frist (Bows und Anderson, 2007).
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ausgehendes gesellschaftliches Ziel wird nicht angelegt.14 Die begrenzte Aufnahmekapazität der
Atmosphäre für Treibhausgase macht klimapolitisches Handeln erforderlich. Ausgangspunkt
umweltökonomischer Überlegung ist eine imaginierte Situation der Knappheit wie beispiels-
weise der zur Verfügung stehenden finanziellen Mittel (aber auch der Aufnahmekapazität der
Atmosphäre selbst), woraus der kosteneffiziente Umgang mit den gegebenen Ressourcen als ein-
zige kollektive normative Vorgabe abgeleitet wird. Bei einem effizienten Einsatz der Mittel ist
entweder mit gegebenen Mitteln maximaler Klimaschutz oder die Erreichung eines Reduktions-
ziels mit minimalem Mitteleinsatz realisierbar. Klimapolitisches Handeln soll folglich möglichst
effizient erfolgen. Die Ratio des EHS gründet sich somit implizit theorieimmanent auf folgender
normativen Prämisse:
N3: Die kosteneffiziente Reduktion der THG-Emissionen ist das ausschließliche Ziel von Kli-
mapolitik.
Wofür die verbleibenden Emissionen aufgewendet werden, bleibt Ausdruck aggregierter indivi-
dueller Präferenzen.
Kontrastierende Perspektiven: Transformation gesellschaftlicher Verhältnisse
In der Wohlfahrtstheorie werden grundsätzlich drei verschiedene Konzeptionen gesellschaftli-
chen Wohlergehens unterschieden:
1. Wünsche- oder Präferenzerfüllung (u.a. Parfit, 1984; Griffin, 1986; Crisp, 2020),
2. die maximale Erreichung substantieller Ziele (wie z.B. Glück) oder
3. die Steigerung objektiver Werte.
Unter Theorien objektiver Werte lassen sich bedürfnisorientierte (Max-Neef et al., 1992) und fä-
higkeitsorientierte Ansätze (Sen, 1985; Sen, 2009; Nussbaum, 1999; Nussbaum, 2011) subsumie-
ren.15 Indem sie einen Minimalstandard für ein gelingendes menschenwürdiges Leben anlegen,
geben sie keine konkreten subjektiven Werte vor, sondern ermöglichen aufbauend auf diesem
Minimalstandard pluralistische Selbstverwirklichung. Mattauch und Hepburn (2016) fassen die
alternativen normativen Standpunkte vereinfacht wie folgt zusammen: „give citizens what they
want, maximise their well-being, or maximise their capabilities“ (S. 9). Der Zielhorizont der
Klimapolitik ergibt sich aus der angelegten Konzeption gesellschaftlichen Wohlergehens. Das
Anlegen anderen wohlfahrtstheoretischer Konzeptionen führt zu breiteren Zielhorizonten. An-
sätze objektiver Werte legen den Fokus auf die Verwirklichung von Werten, die als unzureichend
realisiert eingeschätzt werden. Wenn das festgestellte Defizit mit Ursachen oder Auswirkungen
der ökologischen Krisen in Zusammenhang steht, gilt es, diese Werte als Ziele erster Ordnung in
14Der umweltökonomische Ansatz kann weitere Restriktionen, insbesondere Verteilungsfragen, berücksichti-
gen. Für jede weitere Restriktion muss eine zusätzliche Nebenbedingung für das gesamtgesellschaftliche Op-
timierungsproblem eingeführt werden. Jede dieser möglichen Nebenbedingungen stellt dabei eine zusätzliche
Setzung dar.
15Eine umfassende Übersicht der Grundpositionen findet sich in Petschow et al. (2018), eine kritische Einord-
nung in Mattauch und Hepburn (2016, S. 17ff) und Mattauch et al. (2016, S. 9f).
13
die klimapolitische Zielfunktion zu integrieren. Über die Vielzahl an möglichen Zielen besteht
in der Literatur nicht zwingend Konsens (für einen Überblick D’Alisa et al., 2014). Angesichts
der Tatsache, dass ökonomisch schlechter gestellte Gruppen sowohl global als auch innerhalb
eines Landes unterproportional emittieren, von den Effekten und Ko-Effekten der ökologischen
Krisen aber überproportional betroffen sind (vgl. Gough, 2013), rücken jedoch insbesondere
soziale Gerechtigkeit sowie die Ermöglichung eines „guten Lebens für alle“ ins Blickfeld (u.a.
Schmelzer und Passadakis, 2011; Latouche, 2015b; Latouche, 2015a). An die Theorie objektiver
Werte angelehnte Ansätze streben somit in Anbetracht der unzureichend realisierten Werte eine
umfassende(re) Transformation der gesellschaftlichen Verhältnisse an. Aus der breiteren Ziel-
setzung folgt nicht direkt eine Positionierung gegenüber dem Instrument des Emissionshandels
an sich: Manche befürworten marktbasierte Instrumente als Teil eines Policy Mix (u.a. Kallis
und Martinez-Alier, 2010; Kallis, 2011), betonen jedoch auch die Komplexität des Design und
der effektiven Implementierung sowie die erforderlichen sozio-politischen Bedingungen, andere
stehen dem Instrument skeptisch bis ablehnend gegenüber (Schmelzer und Vetter, 2019).
Während manche der Gutachten die Notwendigkeit der sozial gerechten Ausgestaltung des EHS
herausheben (Edenhofer et al., 2019; Feld et al., 2019), wird dies nicht theorieimmanent sondern
instrumentell über die Sicherung gesellschaftlicher Akzeptanz der klimapolitischen Maßnahme
begründet. Die Frage der sozialen Gerechtigkeit wird also lediglich hinsichtlich der Ausgestal-
tung des bereits auf Grundlage von Kosteneffizienz ausgewählten Instruments gestellt. Soziale
Gerechtigkeit wird nicht als prioritäres klimapolitisches Ziel, dessen Verfehlung eine erfolgreiche
Adressierung der ökologischen Krisen verhindert, postuliert. Andernfalls müsste die Auswahl
zwischen möglichen Maßnahmen selbst unter dieser Vorgabe stattfinden.
3.4 Zwischenergebnis
Wir haben festgestellt, dass die Empfehlung eines EHS als Leitinstrument im Kontext der
Regulierung von THG-Emissionen auf drei normativen Prämissen aufbaut.
N1: Carbon lock-ins sollen über das EHS adressiert werden.
N2: Alle emissionsverursachenden Aktivitäten sind ethisch gleichermaßen legitim.
N3: Die kosteneffiziente Reduktion der THG-Emissionen ist das ausschließliche Ziel von Kli-
mapolitik.
Wenn N1-N3 akzeptiert werden, dann muss geschlussfolgert werden:16
Konklusio: Die Politik soll ausschließlich das Mengenziel setzen. Die effiziente Allokation der
verbleibenden THG-Emissionen unter allen zugelassenen Emittenten erfolgt über den Markt-
mechanismus.
Durch den Kontrast mit anderen Antworten auf die den Prämissen zugrundeliegende Metaka-
tegorien wurde aufgezeigt, dass diese Prämissen für die Empfehlung eines EHS nicht zwingend
16ür einen transparenten Umgang mit impliziten normativen Setzungen sollten diese als Wenn-Dann-
Konstruktion formuliert werden (vgl. Pissarskoi, 2019).
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sind. Werden die Metakategorien M1-M3 anders beantwortet, führt dies je nach spezifischer
Antwort dazu, dass der Emissionshandel in ein umfassenderes Bündel von Politikinstrumen-
ten eingebunden, differenziert ausgestaltet oder ganz verworfen werden muss. Die Analyse der
Metakategorien M1 und M2 hat zudem die regulierte Emissionsmenge als endogen und somit
als über das EHS hinaus politisch steuerbar herausgestellt. Folglich herrscht keine Dichoto-
mie zwischen dem EHS und der sog. Ordnungspolitik. Der EHS als marktbasiertes Instrument
kann ordnungspolitisch durch Begrenzung der zu regulierenden Emissionsmenge, beispielsweise
durch den Rückbau gesellschaftlich weniger relevanter Emissionen sowie durch die Adressierung
von carbon lock-ins, eingebettet werden. Aus diesem Verständnis erwachsen auch Implikatio-
nen für die Konzeptualisierung von Kosteneffizienz. Wird die Endogenität der Emissionsmenge
anerkannt, ist ein anderes Verständnis dessen, was als kosteneffizient gelten kann, möglich.
Die Empfehlung von Marktmechanismen zur Lösung ökologischer Problemstellungen ist im
Kern die Empfehlung eines aggregativen Instruments: Die optimale Allokation resultiert aus
der Aggregation von Präferenzen und Vermeidungskosten in Angebot und Nachfrage. Diese
ökonomische Empfehlung wird dann den politisch Entscheidenden übergeben. Entscheidend
für das Verständnis von Klimapolitik ist nun, welche Rolle dem empfohlenen aggregativen
Instrument im politischen Prozess zukommt.
4 Von der ökonomischen Empfehlung zur politischen Im-
plementierung
Das Ziel des EHS als politische Maßnahme ist es, den Ausstoß von Treibhausgasen (auf das
gesetzte Mengenziel) zu begrenzen. Das EHS ist also ein Verfahren zur Zielerreichung. Klima-
politik wird hier verstanden als Bereitstellung von und Entscheidung zwischen verschiedenen
Verfahren zur Zielerreichung. In der politischen Theorie werden Verfahren auf der ontischen
Ebene verortet. Davon wird die ontologische Ebene unterschieden. Während sich die ontische
Ebene mit dem empirischen Gebiet der Politik, also mit den vielfältigen konkreten, empirisch
beschreibbaren Praktiken und Instrumenten befasst, geht es auf der ontologischen Ebene um
die philosophische Frage nach dem Politischen, also um die Frage nach dem Wesenskern von
Gesellschaft (Mouffe, 2007; Walter, 2016, S. 516). Chantal Mouffe fasst die Unterscheidung wie
folgt zusammen:
„So läßt sich einerseits der politischen Wissenschaft das empirische Gebiet der ‘Politik’ zuord-
nen. Die politische Theorie hingegen ist die Domäne der Philosophen, die nicht nach den Fakten
der ‘Politik’ fragen, sondern nach dem Wesen des ‘Politischen’. Wollten wir diese Unterschei-
dung philosophisch auf den Begriff bringen, könnten wir in Anlehnung an Heidegger sagen,
‘Politik’ beziehe sich auf die ‘ontische’ Ebene, während das ‘Politische’ auf der ‘ontologischen’
angesiedelt sei. Das bedeutet, daß es auf der ontischen Ebene um die vielfältigen Praktiken der
Politik im konventionellen Sinne geht, während die ontologische die Art und Weise betrifft, in
der die Gesellschaft eingerichtet ist.“ (Mouffe, 2007, S. 15).
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Mithilfe dieser Unterscheidung lässt sich über die prominente umweltökonomische Fragestel-
lung nach der Wahl des bevorzugten Instrumentes hinausgehen. Das angelegte Verständnis des
Politischen determiniert, was als Problem erkannt werden kann, welche Lösungen für dieses
Problem konzeptualisierbar sind und welche Politiken daher als adäquat erscheinen (können).
Wie schon festgestellt wurde bewegt sich das EHS als Verfahren selbst auf der ontischen Ebene
der Politik. Konkret stellt sich also die Frage, wie auf politischer Ebene mit der Empfehlung
des aggregativen Instruments operiert wird. Wir greifen unter einer Vielzahl konkurrierender
Ansätze der politischen Theorie drei Theorien heraus, welche sich in ihrer Konzeptualisierung
des politischen Prozesses auf der ontologischen Ebene insbesondere anhand der Antwort auf die
Frage, wie gesellschaftliche Antagonismen aufgelöst werden können (oder sollen), unterscheiden.
Das aggregativ-liberale Paradigma versucht gesellschaftsinhärente Konflikte durch Aggregation
wie beispielsweise im Markt aufzuheben. In Abgrenzung dazu postuliert das deliberative Para-
digma einen kommunikativen, auf Konsensfindung ausgelegten Prozess unter gleichberechtigten
Bürger:innen als rationalen Auflösungsmechanismus. Darüber hinaus geht die radikaldemokra-
tische Theorie, welche die Möglichkeit der rationalen Transzendierung aller gesellschaftlichen
Konflikte bestreitet. Sind Antagonismen untilgbar ist jedoch die vorherrschende Ordnung immer
hegemonial und macht in der Folge die Bereitstellung von mit einer pluralistischen Demokratie
kompatiblen Konfliktformen zur prioritären Aufgabe demokratischer Politik. Divergenzen im
Verständnis des Politischen führen wiederum zu unterschiedlichen Auffassungen darüber, was
Politik in dem von uns betrachteten Fall von Klimapolitik leisten kann oder muss. Davon hängt
wiederum ab, wie Klimapolitik gestaltet und wer daran wie beteiligt wird. Auch erlaubt es der
Blick auf unterschiedliche Konzeptionen des Politischen, die Rolle der Empfehlung eines EHS
als zentralen Baustein der Klimapolitik einer kritischen Prüfung zu unterziehen. Nachdem im
Folgenden zunächst die Grundrisse der drei Paradigmen dargestellt werden, folgt im letzten
Teil eine Rückbindung dieser Perspektiven an eine mögliche Konzeptualisierung von Klimapo-
litik mit besonderem Fokus auf die Frage, welche Rolle ein EHS im jeweiligen Verständnis des
Politischen einnehmen kann.
4.1 Das aggregativ-liberale Paradigma
Aus der bloßen Empfehlung des Instrumentes EHS folgt keine Verortung innerhalb eines spe-
zifischen Verständnisses des Politischen. Die Verortung des Instruments auf der ontologischen
Ebene erfolgt vielmehr durch die Art und Weise, wie und in welcher Ausgestaltung die Emp-
fehlung politisch implementiert wird. Wird das aggregative Instrument unmittelbar und ohne
weitere Einbettung in politische Prozesse umgesetzt, fußt dies implizit auf dem aggregativ-
liberalen Verständnis des Politischen. Dieses postuliert, wie bereits in Prämisse N3 reflektiert,
gesellschaftliches Wohlergehen als maximale Präferenzerfüllung.
Der Präferenzerfüllungsansatz ist Ausdruck von zwei theoretischen Ausgangspunkten: Erstens
wird das Individuum als einziger Bezugspunkt zur Erklärung gesellschaftlicher Phänomene ge-
setzt (methodologischer Individualismus). Zweitens wird Rationalität instrumentell als Zweck-
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rationalität konzipiert. In diesem Verständnis ist es rational, wenn Individuen so handeln, dass
ihre (potentiell weit gefassten) eigenen Interessen maximal erfüllt werden.17 Die Aufgabe von
Politik kann es aufgrund der Tatsache, dass individuelle Interessen selbst nicht bewertet werden,
nur die Frage sein, ob politische Maßnahmen einen zweckrationalen Einsatz von Ressourcen er-
möglichen. Das damit einhergehende Postulat der individuellen Wahlfreiheit als erklärtes Ziel
stellt auch hier eine normative Setzung dar. Aus dem Verständnis aller Ziele als gesellschaftlich
gleichermaßen legitim - wie auch in der ethischen Gleichgewichtung aller Emissionen unab-
hängig ihrer Quelle (Prämisse N2 ) und somit implizit aller Aktivitäten oder Ziele reflektiert -
resultiert, dass die Aufgabe des Politischen darin liegt, die Gesellschaft so zu gestalten, dass
ein Rahmen zur Zielerreichung geschaffen wird, der eine gesamtgesellschaftlich zweckrationale
Verteilung der knappen Mittel ermöglicht. Ein solcher Rahmen kann durch den Markt bereit-
gestellt werden, da dieser widerstreitende individuelle Interessen in Angebot und Nachfrage
aggregiert und im Gleichgewicht eine optimale Allokation findet, die die gesamtgesellschaftlich
maximalen Präferenzerfüllung sicherstellt.
Wir halten fest: Wird der Präferenzerfüllungsansatz angelegt, resultiert auf ontischer Ebene
die Wahl eines funktionalen Marktmechanismus als rational. Wird also die umweltökonomische
Empfehlung des aggregativen Instruments EHS unmittelbar und ohne weitere Einbettung in
politische Prozesse umgesetzt, so wird auf der ontologischen Ebene das Politische implizit als
Ausgleich vorherrschender, gegebenenfalls widerstreitender individueller Interessen durch Ag-
gregation konzeptualisiert. Die Rolle von Politik folgt somit der auf der ontischen Ebene im
Instrument festgelegten Aufgabe der Setzung des Mengenziels. Darüber hinaus gibt es theo-
rieimmanent keine Empfehlung für die Gestaltung des politischen Prozesses.
17Auch wenn Präferenzen, die sich nicht ausschließlich auf dem Individuum zurechenbare Entitäten wie eige-
nes Konsumniveau beziehen, angelegt werden, sind diese immer noch ëigene", also selbstbezogene Präferenzen
(wir verwenden Interessen und Präferenzen hier synonym). In der Ökonomik wurden verschiedene alternative
Konzeptualisierungen entwickelt, die über die rein selbstbezogenen Präferenzen des homo oeconomicus hinaus-
zugehen suchen. Beispielshaft werden hier basierend auf Davis (2010) der prominente Social Preferences Ansatz
sowie der Social Identity Ansatz herausgegriffen (für eine ausführlichere Betrachtung sowie weitere ökonomische
Ansätze siehe Davis, 2010). Der Social Preferences Ansatz integriert soziale, also andere Individuen einschlie-
ßende Präferenzen wie Altruismus, reziproke Fairness oder Ungleichheitsaversion in die individuelle Präferenzen
abbildende Nutzenfunktion. Der Social Identity Ansatz inkludiert stattdessen ein Maß für das Selbstbild, welches
Aufschluss über die Abweichungen des eigenen Verhaltens von den Verhaltenserwartungen spezifischer sozialer
Gruppen, welchem das Individuum angehört, als weiteres Argument in die Nutzenfunktion. Somit werden die
Erwartungen und das Verhalten anderer im individuellen Entscheidungsverhalten berücksichtigt. Beiden An-
sätze ist gemein, dass sie die Nutzenfunktion, welche die dem Individuen eigenen Präferenzen abbildet, mittels
sozialer Komponenten modifizieren. In beiden Fällen sind diese nun nicht mehr rein selbstbezogenen Präferenzen
aber immer noch die dem Individuum eigenen Präferenzen: „(...) preferences, whatever their nature, are still
their own.“ (Davis, 2010, S. 69). Folglich wird Sozialität in den subjektiven Präferenzen, also innerhalb des Indi-
viduums, verortet und somit internalisiert. Die Konzeption einer rationalen Entscheidung als Optimierung der
eigenen Präferenzen bleibt bestehen. Es handelt sich also vielmehr um eine Rekonzeptualisierung dessen, was
eine rationale Entscheider:in optimiert, während eine atomistische Konzeption des individuellen Entscheidungs-
verhalten bzw. des Individuums fortbesteht. Demgegenüber könnten ausgehend von einer nicht-atomistischen
Konzeption des Individuums Präferenzen als sozial konstruiert und sozial geteilt verstanden werden. Individua-
lität wäre dann als sozial eingebettet konstruiert.
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4.2 Das deliberative Paradigma bei Jürgen Habermas
In Abgrenzung zum bisher beschriebenen aggregativ-liberalen Verständnis des Politischen ent-
stand die sogenannte deliberative Theorie, welche seit den 1980-Jahren an Einfluss gewann. Zu
den prominentesten Vertretern dieser Theorie zählt der Philosoph Jürgen Habermas (Landwehr,
2012, S. 357). Gegen den aggregativ liberalen Ansatz formuliert er eine Kritik an der Verengung
der Perspektive auf Fragen der effizienten Allokation und der Konzipierung der Bürger:innen
als bloße Konsument:innen mit stabilen exogenen Präferenzen. Dazu Habermas:
„Die Sprache des Marktes dringt heute in alle Poren ein und presst alle zwischenmenschlichen
Beziehungen in das Schema der selbstbezogenen Orientierungen an je eigenen Präferenzen. Das
soziale Band, das aus gegenseitiger Anerkennung geknüpft wird, geht aber in den Begriffen des
Vertrages, der rationalen Wahl und der Nutzenmaximierung nicht auf.“ (Habermas, 2001, S. 13)
Zentrale Neuerung der deliberativen Theorie sind auf Konsens ausgerichtete Foren des Aus-
tausches, die den bloßen Verfahren und Mechanismen vorangestellt werden. In diesen Foren
werden die die zu etablierenden Verfahren und Mechanismen kontinuierlich auf ihre konsensfä-
hige Ausgestaltung geprüft. Diese Prüfung geschieht durch Deliberation, d.h. alle betroffenen
Personen können in ihrer Funktion als gleichberechtigte Bürger:innen Argumente formulieren
und austauschen. Gesellschaftliche Konflikte, die sich aus widerstreitenden Interessen ergeben,
werden hier in einem machtfreien Raum mit Fokus auf das bessere Argument (statt beispielswei-
se durch Aggregation oder Mehrheitsentscheidung) adressiert. Auf Grundlage des „zwangslosen
Zwangs des besseren Arguments“ wird konsensual entschieden, welche Mechanismen umge-
setzt und wie diese ausgestaltet werden sollen (Landwehr, 2012, S. 357). Für die Entscheidung
zwischen politischen Maßnahmen kann eine Vielzahl unterschiedlicher Gründe Geltung erlan-
gen: „pragmatische der richtigen Mittelwahl, ethische der Selbstverständigung und moralische
der Gerechtigkeit“ (Strecker und Schaal, 2016, S. 120). Welcher dieser Gründe (oder welche
Kombination derer) angelegt wird, ist selbst Gegenstand einer konsensual ausgerichteten Ent-
scheidungsfindung.
„Gültig sind genau die Handlungsnormen, denen alle möglicherweise Betroffenen als Teilnehmer
an rationalen Diskursen zustimmen könnten.“(Habermas, 1995, S. 138)
Zusätzlich ist auch die Ausgestaltung der Foren selbst Gegenstand des kollektiven, auf Kon-
sens ausgerichteten Entscheidungsprozesses. Diese unterliegt jedoch ausschließlich der gerechten
Gestaltung von Verfahrensregeln (Strecker und Schaal, 2016, S. 120f). Kollektive Selbstbestim-
mung findet also in einem die Meinungs- und Willensbildung prägenden Austausch zwischen
gleichberechtigten Bürger:innen statt. Indem im Gegensatz zum aggregativen liberalen Pa-
radigma eine Vielzahl von Gründen vernünftigerweise eingebracht werden kann, wird nicht
nur der Mitteleinsatz, sondern auch die Frage nach den Zielen selbst Gegenstand der Ver-
handlung. Diese Verhandlung wird nicht von feststehenden individuellen Präferenzen diktiert,
sondern versetzt die teilnehmenden Individuen in die Lage, die eigenen, möglichweise unter-
einander konfligierenden Präferenzen im Kollektiv zu transzendieren. Folglich ist das Politische
für Habermas „public in nature and instrumental in purpose“ (Elster, 1997, in: Landwehr,
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2012, S. 357). Ein kommunikativ-konsensual erzieltes Ergebnis muss als rational im Sinne ei-
nes über die Erfüllung individueller Präferenzen hinausgehenden Rationalitätsbegriffs bewertet
werden (Landwehr, 2012, S. 355). Im Gegensatz zum instrumentellen Begriff von Rationalität
im aggregativ-liberalen Ansatz (und vielen darin verorteten ökonomischen Ansätzen) wird hier
ein kommunikativer Rationalitätsbegriff angelegt. Dieser zeichnet sich durch ein dem kommu-
nikativen Handeln innewohnendes reflexives Moment aus, das sowohl die von den Individuen
angeführten Argumente also auch die Bedingungen der Verständigung selbst einer kontinuier-
lichen Prüfung unterzieht (Schaal und Heidenreich, 2016, S. 276).
Für Habermas wird die kommunikative Rationalität zum Kern seiner theoretischen Konzepti-
on, weil menschliche Sprache auf Verständigung ausgelegt sei: „Verständigung wohnt als Telos
der menschlichen Sprache inne“ (Habermas, 1987, in: Landwehr, 2012, S. 364). Hervorzuhe-
ben ist außerdem die daraus resultierende Konsequenz für die Konzeptualisierung individueller
Präferenzen: Der Eintritt in den kommunikativen Prozess geschieht nicht einfach nur zwischen
den Menschen, vielmehr werden deren individuelle Präferenzen kollektiv durch Kommunikation
und Deliberation gebildet. Während im aggregativen Paradigma basierend auf Grundlage des
methodologischen Individualismus Präferenzen als exogen und somit die Individuen atomistisch
betrachtet werden, werden diese in der deliberativen Theorie endogenisiert. Habermas macht
deutlich, dass „Gründe im kommunikativen Handeln eben auch Motive bilden“ (Habermas,
1995, in: Landwehr, 2012, S. 364f).
Im Sinne einer Übersetzung auf realpolitische Gegebenheiten ist deliberative Politik somit als
ein Wechselspiel zwischen der zivilgesellschaftlichen Öffentlichkeit, in der sich die öffentliche
Meinung bildet, und der Verwaltung, bestehend aus Regierung und Ministerien, die diese öf-
fentliche Meinung administrativ umsetzt und in realpolitische Macht umwandelt, zu verstehen
(Habermas, 1996, in: Landwehr, 2012, S. 365). Öffentliche Angelegenheiten werden also in Form
einer öffentlichen argumentativen Abwägung verhandelt (M. G. Schmidt, 2019, S. 234), in der
nichts als der „zwanglose Zwang des besseren Argumentes“ herrscht (Schaal und Heidenreich,
2016, S. 276). Der Prozess bezieht die Bedürfnisartikulationen aller Betroffenen mit ein und
bringt diese zu einer Verständigung, die im politischen Prozess weiter verarbeitet und von den
zuständigen Teilen der Verwaltung umgesetzt wird (Strecker und Schaal, 2016, S. 120).
4.3 Der radikaldemokratische Ansatz bei Chantal Mouffe
Während sich die bisher präsentierten Paradigmen darin unterscheiden, in welcher Form die der
Gesellschaft inhärenten Konflikte als auflösbar gelten, so ist ihnen dennoch gemein, dass sie die
generelle Möglichkeit der Auflösung postulieren. Von dieser Prämisse rückt insbesondere die
radikaldemokratische Demokratietheorie ab, deren bekannteste Fassung ab Mitte der 1980er
Jahre von Ernesto Laclau und Chantal Mouffe entwickelt wurde. Die folgende Darstellung der
Grundzüge des Ansatzes stützt sich im Wesentlichen auf das Werk von Chantal Mouffe.
In Abgrenzung zum aggregativen-liberalen Paradigma und zum deliberativen Paradigma be-
streitet die radikaldemokratische Theorie, dass alle die Gesellschaft durchziehende Antagonis-
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men tilgbar sind. Die Untilgbarkeit von Antagonismen impliziert, dass es Konflikte gibt, die
nicht transzendiert und damit aufgelöst werden können. Durch die Reduktion von Politik auf
technische Maßnahmen und als neutral angesehene Verfahrensweisen zur Konfliktlösung ne-
gieren sowohl das aggregative als auch das deliberative Paradigma, welche Mouffe beide dem
Liberalismus zuordnet, die für sie konstitutive Untilgbarkeit bestehender Antagonismen. Aus
radikaldemokratischer Perspektive weisen die liberalen Paradigmen folglich keinen adäquaten
Begriff des Politischen auf. Durch die rationalistisch-individualistische Verortung wird das ge-
nuin Politische somit zum konstitutiven blinden Fleck dieser Paradigmen.
Werden Antagonismen jedoch als untilgbar angesehen, so setzen sich an der einen oder anderen
Stelle immer Positionen oder Verfahren durch, denen nicht alle Betroffenen zustimmen können.
Diese sind insofern hegemonial, einem zweiten Schlüsselbegriff im Mouff’schen Rahmenwerk, als
dass sie damit nicht vereinbare Positionen oder Interessen zwangsläufig nicht berücksichtigen
können und andere Möglichkeiten ausschließen. Aus der Gesamtheit dieser hegemonialen Posi-
tionen und Verfahren ergibt sich Mouffe zufolge die gesellschaftliche Ordnung als „die Sphäre
sedimentierter Verfahrensweisen, d.h. von Verfahrensweisen, die die ursprünglichen Akte ihrer
kontingenten politischen Instituierung verhüllen und als selbstverständlich angesehen werden,
als wären sie in sich selbst begründet“ (Mouffe, 2007, S. 26). Die herrschende gesellschaftliche
Ordnung ist somit ebenfalls Ausdruck eines hegemonialen Projekts, das andere Formen gesell-
schaftlicher Ordnung ausschließt. Werden sedimentierten Verfahrensweisen hinterfragt, werden
sie Teil des Bereichs des Politischen und somit verhandel- und dekonstruierbar. Mouffe spricht
von Disartikulation (Mouffe, 2007, S. 27). Diese Infragestellung kann in Form eines gegen-
hegemonialen Entwurfs, der auf die Errichtung einer anderen hegemonialen Ordnung abzielt,
entstehen. Grundlage hierfür ist die Erkenntnis, dass es sich bei hegemonialen Ordnungen um
ein widerrufliches Ergebnis von Kontingenz handelt, es also immer auch anders sein könnte. So
verstanden ist das Politische der Kampf unvereinbarer hegemonialer Projekte. Im Politischen
stehen somit immer auch die Machtverhältnisse selbst auf dem Spiel.
Soll die Gesellschaft trotz hegemonialer Ausschlüsse nicht zerbrechen, ist es Mouffe zufolge das
Ziel und die Aufgabe demokratischer Politik, bestehende Antagonismen in mit einer pluralis-
tischen Demokratie vereinbare Ausdrucksformen zu lenken; ergo in Ausdrucksformen, die die
politische Gemeinschaft nicht zerstören. Für diese Ausdrucksformen prägt Mouffe den Begriff
des Agonismus (Mouffe, 2000). Der Agonismus ist verstanden als eine „„Wir-Sie-Beziehung,
bei der die konfligierenden Parteien die Legitimität ihrer Opponenten anerkennen, auch wenn
sie einsehen, dass es für den Konflikt keine rationale Lösung gibt. Sie sind „Gegner“, keine
Feinde. Obwohl sie sich also im Konflikt befinden, erkennen sie sich als derselben politischen
Gemeinschaft zugehörig; sie teilen einen gemeinsamen symbolischen Raum“ (Mouffe, 2007,
S. 30). Somit werden Antagonismen "nicht eliminiert, sondern sozusagen ‘sublimiert’"(Mouffe,
2007, S. 31). Der Agonismus beschreibt also die Konstruktion einer kollektiven Identität in
Form eines „Wir“, welche sich durch die Abgrenzung von einem Außen, einem Sie, konstituiert.
Zentral ist dabei, dass kollektive Identifikationen im Wesentlichen als das Ergebnis eines Identi-
fikationsprozesses konstruiert werden und folglich unweigerlich einen Moment der Offenheit in
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sich tragen. Kollektive Identitäten basieren hier also nicht auf als fix verstandenen Kategorien
wie beispielsweise Nationalität. Sie sind somit nicht ex ante determiniert und daher dezidiert
anti-essentialistisch. Gelingt die Umwandlung der Konflikte in Agonismen nicht, drohen diese
in antagonistischer, den gesellschaftlichen Zusammenhalt erodierender Form wie beispielswei-
se essentialistischen Identifikationsformen oder moralischen Kategorien aufzubrechen. Wie sich
am Beispiel rechtspopulistischer Parteien in Europa beobachten lässt, konstruieren essentia-
listische Identifikationsformen die Wir-Sie-Unterscheidung auf als gegeben und als unverän-
derlich konzipierten Unterscheidungskategorien, insbesondere der als qua Geburt zugeschrie-
benen Nationalität. Werden Konflikte andererseits im Feld der Moral ausgefochten, wird die
Wir-Sie-Unterscheidung mit Hilfe der moralischen, ebenfalls als nicht verhandelbar geltenden
Kategorien richtig und falsch, gut und böse konstruiert. Während im radikaldemokratischen
Ansatz die Definition des „Wir“ Teil eines ergebnisoffenen, kollektiven Prozesses ist, fungieren
in antagonistischen Konfliktformen nicht verhandelbare Kategorien als Ausschlusskriterien aus
dem „Wir“. Im Gegensatz zu politischen Auseinandersetzung zwischen legitimen Gegnern steht
in diesem Falle dem „Wir“ das Sie als Feind gegenüber. Da Feinde nicht als legitim anerkannt
werden, bedrohen diese Konfliktformen die demokratischen Grundfeste.
Mit dem Fokus auf die Wir-Sie-Unterscheidung als „die conditio sine qua non der Bildung
politischer Identitäten“ (Mouffe, 2007, S. 25) grenzt sich Mouffe von methodologisch individua-
listischen Ansätzen ab, welche kollektive Identitäten konzeptionell ausschließen. Hinsichtlich des
deliberativen Ansatzes bezieht Mouffe die Position, dass Deliberation keine Bedeutung erlan-
gen könne, solange keine echten, klar voneinander zu unterscheidenden Alternativen zur Wahl
stünden (Mouffe, 2007, S. 10). Gegen den Vorwurf, der Fokus auf die Wir-Sie-Unterscheidung
gefährde das demokratische Projekt, hebt Mouffe hervor, dass die Anerkennung der „Untilgbar-
keit der Konfliktdimensionen im gesellschaftlichen Leben [...] vielmehr die notwendige Voraus-
setzung ist, die Herausforderungen demokratischer Politik in den Griff zu bekommen“ (Mouffe,
2007, S. 11). Das demokratische Projekt basiere auf einem „konfliktualen Konsens“, bei dem
Konsens nur über die für die Demokratie konstitutiven Institutionen und die ethisch-politischen
Grundwerte besteht, über deren Bedeutung und Art und Weise Dissens in Form von klar von-
einander unterscheidbaren, unvereinbaren Positionen vorliegen kann und sollte. Eine Voraus-
setzung der Anerkennung als Gegner ist somit trotz sich gegenüberstehender, unvereinbarer
politischer Positionen, diese Werte als Grundlage anzuerkennen.
Diese Ergebnisse sind zusammengefasst in Tabelle 1 dargestellt.
5 Rückbindung zu Klimapolitik
Basierend auf der erarbeiteten Darstellung stellen wir im letzten Schritt die Frage, wie die
Empfehlung des EHS im Kontext der drei aufgezeigten Paradigmen einzuordnen ist. Wie in
Kapitel vier dargelegt, verläuft die zentrale Unterscheidung zwischen den drei Paradigmen
entlang der Konzipierung und Adressierung gesellschaftlicher Konflikte. Im Kontext von Kli-
mapolitik ergeben sich zwangsläufig gesellschaftliche Konflikte aus dem schieren Ausmaß und
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der Multidimensionalität der erforderlichen Dekarbonisierungsprozesse. Wie die Metakategori-
en M1-M3 abhängig von der Anlegung des jeweiligen Paradigmas unterschiedlich verhandelt
werden können, wird im folgenden Abschnitt aufgezeigt.
Aggregativ-liberales Paradigma
Rationale Klimapolitik ist die Implementierung des empfohlenen marktbasierten Instruments
EHS. Zentrale Aufgabe einer so verstandenen Klimapolitik ist nach dessen Implementierung das
Setzen eines (ausreichend ambitionierten) Mengenziels. Das marktbasierte System führt dazu,
dass alle die Gesellschaft durchziehenden Interessenskonflikten durch den Markt transzendiert
werden, so auch im Falle der durch die Dekarbonisierung ausgelösten innergesellschaftlichen
Konflikte. Die Sphäre zur Verhandlung dieser ist daher explizit nicht die Politik.M1-M3 können
rational durch einen funktional-technischen Marktmechanismus adressiert werden. Implizit wird
gesetzt, dass Pfadabhängigkeiten marktbasiert ausreichend adressiert werden können, keine
qualitative Unterscheidung zwischen den Emissionen erfolgt und die Reduktion der Emissionen
auf ein hinreichend ambitioniertes Mengenziel das einzige Ziel von Klimapolitik ist.
Deliberatives Paradigma
Im Gegensatz dazu wird im deliberativen Paradigma der politische Kommunikationsraum als
zentraler Ort der Lösungsfindung für gesellschaftliche Konflikte herausgestellt. Wichtig ist da-
bei, dass die Stimmen aller Betroffenen Gehör finden. Auch das zur Konsensfindung angelegt
Bewertungskriterium steht zur Diskussion. Ein utilitaristisches Kriterium wie im aggregativen
Paradigma ist dabei nur eines unter anderen möglichen ethischen Kriterien. Basierend auf einem
kommunikativen Verständnis von Rationalität kann Politik sich zur Erzielung gesellschaftlichen
Wohlergehens auf den empfohlenen Marktmechanismus einigen oder aber die Empfehlung ver-
werfen. Je nach konsensual angelegtem Bewertungskriterium sind beide Lösungen als rational
denkbar. Auch sind verschiedene Ausgestaltungen eines EHS sowie komplementäre Maßnahmen
als rational konzipierbar. Würde ein EHS implementiert, unterläge dessen Ausgestaltung jedoch
kontinuierlicher Deliberation. Sowohl über den Umgang mit bestehenden carbon lock-ins, die
gesellschaftliche Relevanz verschiedener Emissionsquellen sowie die Ziele von Klimapolitik sollte
in einem freien Raum kollektiver Konsensfindung Deliberation stattfinden. Fällt zum Beispiel
die konsensuale Entscheidung gegen die Gleichgewichtung aller Emissionen, erscheint mögli-
cherweise ein partieller Marktmechanismus zur Dekarbonisierung der als essentiell eingestuften
Aktivitäten bei gleichzeitigem Rückbau nicht-essentieller Emissionen als rational. Klimapolitik
selbst ist dabei in erster Linie jedoch der kommunikative Prozess der konsensualen Findung von
Kriterien und passenden Verfahren (die dann auf der ontischen Ebene umgesetzt werden). Wird
dieses Politikverständnis angelegt, ist das Bereitstellen von Diskursarenen, in denen kollektive
Konsensfindung ermöglicht wird, ein zentraler Baustein von Klimapolitik.
Radikaldemokratisches Paradigma
Die radikaldemokratische Perspektive legt nicht fest, was als rational gelten kann. Vielmehr
bezieht sie sich auf bestehende Hegemonien und stellt sowohl deren kontingenten Charakter
als auch die Möglichkeiten zur Disartikulation heraus. Mit Mouffe lässt sich feststellen, dass
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die ökonomische Empfehlung eines aggregativen Instruments sowie die in der Ratio impliziten
Prämissen N1-N3 als Antwort auf M1-M3 Teil eines hegemonialen Projekts konstituiert, das
trotz des jeweils artikulierten Rationalitätsanspruchs vollständig disartikuliert werden kann.
Die gegebenen Antworten sind notwendigerweise Ausdruck eines dem permanenten Wettbe-
werb unterworfenen, hegemonialen Entwurfes. Dieser das Politische konstituierende Wettstreit
unvereinbarer Entwürfe kann auch nicht durch die bloße Aggregation unterschiedlicher Inter-
essen im Markt aufgelöst werden. Mit Blick auf Klimapolitik wird mit der radikaldemokrati-
schen Perspektive darüber hinaus deutlich, dass die Auseinandersetzungen um den Umgang
mit den Herausforderungen der Klimakrise im Bereich des Politischen stattfinden müssen. Aus
dieser Perspektive stellt der aggregative Zugang eine illegitime Entpolitisierung zentraler gesell-
schaftlicher Konflikte dar. Durch diese Nicht-Verhandlung im Politischen drohen die Konflikte,
beispielsweise Verteilungskonflikte, in antagonistischer Form aufzubrechen.
Mit diesem Verständnis des Politischen sind auch Pfadabhängigkeiten klar als kontingente se-
dimentierte Verfahrensweisen des temporär dominanten hegemonialen Projekts zu verstehen.
Dies tritt deutlich am Beispiel von Straßeninfrastruktur zutage, welche auf plastische Weise
analog zu Mouffes Begriff von Gesellschaft das Sedimentieren der dominanten, intentional auf
Autoverkehr ausgerichteten Stadtplanung verdeutlicht.18
Darüber hinaus muss mit Mouffe insbesondere die im Präferenzerfüllungsansatz implizite Idee
von exogenen Präferenzen verworfen werden. Stattdessen werden diese als im kollektiven Iden-
tifikationsprozess formbar konzeptualisiert. In der sozialwissenschaftlichen Literatur wird dies
unter dem Stichwort der Präferenzbildung diskutiert (für einen Überblick der Evidenz ver-
schiedener Sozialwissenschaften Bowles, 1998). In der ökonomischen Literatur wurde bereits
festgestellt, dass Politikmaßnahmen Präferenzen selbst beeinflussen können - und dies im Falle
von Klimapolitik auf Grund der langen Spanne des relevanten Zeithorizonts auch tun (Mat-
tauch und Hepburn, 2016).19 Mattauch et al. (2018) zeigen auf, dass die Vernachlässigung
der unweigerlichen (intendierten oder nicht intendierten) Präferenzbildung durch Politikmaß-
nahmen zu Ineffizienzen führt. Mouffe geht darüber hinaus, indem sie neben der Bereitstellung
agonistischer Konfliktformen die parteiliche Beeinflussung der Präferenzen sogar explizit als die
18So wurde seit etwa 80 Jahren vielerorts im Globalen Norden eine funktionale Stadt(um-)gestaltung, welche
insbesondere den Autoverkehr von anderen Verkehrsteilnehmer:innen trennt und priorisiert, vorangetrieben.
Unter diesem Ziel erfolgten in vielen Städten erhebliche Eingriffe in die Bausubstanz und Stadtstruktur. Das
manchmal unter dem Begriff „autogerechte Stadt“ verhandelte Konzept wurde erstmals in der Charta von Athen
(1933) verankert. Darüber hinaus wird deutlich, dass Straßen- und Verkehrsinfrastruktur auf ununterbrochene
Wege wie den Arbeitsweg ausgelegt sind. Aus feministisch-ökonomischer Perspektive lässt sich feststellen, dass
dieser Zuschnitt vor allem Hauptverdienenden begünstigt - eine Rolle, welche heute immer noch mehrheitlich
von Männer ausgefüllt wird, während mehrheitliche von Frauen ausgeführte Care-Tätigkeiten eher kurze Wege
mit vielen Unterbrechungen erfordern (sog. trip chaining, beispielsweise in McGuckin und Murakami, 1999;
Scheiner und Holz-Rau, 2017).
19Mattauch und Hepburn (2016) rezensieren die Evidenz dafür, dass die durch politische Entscheidungen
geschaffene Verhaltensarchitektur Präferenzen beeinflusst. Die Autoren stellen dabei politische Entscheidungen
der Stadtgestaltung, welche die mögliche Entscheidung für den Status Quo und gegen eine klimafreundliche
Umgestaltung inkludiert, als besonders relevant für klimapolitikrelevante Präferenzbildung heraus. Sind Prä-
ferenzen im für die diskutierte politische Maßnahme relevanten Zeithorizont jedoch endogen, beeinflusst die
Politikmaßnahme indirekt auch die zur Bewertung angelegte Skala und somit die eigene Bewertungsgrundla-
ge. Die ausgelöste Wohlfahrtsänderung kann dann basierend auf aktuell bestehenden Präferenzen nicht mehr
bewerten werden (auch in Mattauch et al., 2019).
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prioritäre Aufgabe demokratischer Politik - also auch von Klimapolitik - sieht: „Demokratische
Politik kann sich nicht auf die Schaffung von Kompromissen zwischen Interessen und Werten
oder auf Überlegungen über das Gemeinwohl beschränken; sie muss einen realen Einfluss auf
die Wünsche und Phantasien der Menschen nehmen.“ (Mouffe, 2007, S. 13). Wie Broome (2008)
feststellt, gilt dies auch für Ökonom:innen in der Rolle von Politikberatenden, deren Expertise
dazu dienen soll, dass sich Bürger:innen informierte Meinungen zu aktuellen und komplexen
gesellschaftlichen Fragen bilden können, welche sich dann in Präferenzen für verschiedene Po-
litikoptionen niederschlagen.
6 Schlussfolgerung
In diesem Essay wurden zentrale normative Prämissen der ökonomischen Empfehlung des In-
struments des Emissionshandels zur Reduktion von THG-Emissionen herausgearbeitet. Diese
betreffen den Umgang mit Pfadabhängigkeiten, die Legitimationsgrundlage verschiedener Emis-
sionsquellen sowie die Ziele von Klimapolitik. Das Aufzeigen der normativen Prämissen soll zur
Diskussion und Einordnung der Leistungsfähigkeit und Grenzen des Instruments des EHS bei-
tragen. Dem EHS kommt über den wissenschaftlichen Diskurs hinaus außerordentliche realpo-
litische Bedeutung zu: In der EU wurde 2004 das bislang umfassendste EHS etabliert, welches
in der Zwischenzeit in vielen verschiedenen Ländern nachgebildet wurde. Auch in der aktuellen,
durch steigenden Handlungsdruck gekennzeichneten Debatte wird das Instrument prominent
diskutiert und vielfach von Umweltökonom:innen empfohlen. Die transparente Kommunikation
der in der ökonomischen Empfehlung angelegten Setzungen ist dabei für den wissenschaftlichen
Austausch, die Kommunikation zwischen Wissenschaft und Politik, sowie für die gesellschaftli-
che Debatte eine wichtige Voraussetzung. Dieses Essay problematisiert die im Lehrbuchmodell
eines EHS angelegten Setzungen und zeigt auf, dass das EHS in ein umfassenderes Instrumen-
tenbündel eingebunden, differenziert ausgestaltet oder ganz verworfen werden muss, wenn die
Prämissen anders gesetzt werden. Insbesondere wurden die Möglichkeiten zur Einhegung der
Emissionsmenge durch den Abbau von Pfadabhängigkeiten und nicht-essentieller Emissions-
quellen hervorgehoben und die Dichotomie zwischen sog. Ordnungspolitik und marktbasierten
Instrumenten dekonstruiert. Wird die Emissionsmenge als endogen erkannt, erlaubt dies auch
eine Rekonzeptualisierung dessen, was als kosteneffizient gelten kann.
In einem zweiten Schritt wurde untersucht, welches Verständnis des Politischen mit der un-
mittelbaren Implementierung eines EHS einhergeht. Eine unmittelbare Implementierung ohne
weitere Einbettung in politische Prozesse wurde demokratietheoretisch im aggregativ-liberalen
Paradigma verortet. Demzufolge wird angenommen, dass gesellschaftliche Konflikte durch einen
aggregativen Mechanismus aufgelöst werden können, so auch im Falle des Emissionshandels.
Diese Prämisse wird in der politischen Theorie unter anderem von Vertreter:innen des delibe-
rativen als auch des radikaldemokratischen Paradigmas verworfen.20 Wir zeichnen nach, wie
Klimapolitik je nach angelegtem Verständnis des Politischen gedacht werden kann; konkret
20Für eine innerökonomische Kritik, siehe beispielsweise Sagoff (2020).
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welche Rolle ein EHS in der Klimapolitik einnehmen kann oder sollte. Gegeben alternativer
Konzeptionen des Politischen muss der Denkraum, in dem Klimapolitik aufgespannt werden
kann, über die bloße Umsetzung eines technisch-funktionalen Instruments hinausgehen. Ein
EHS kann Teil von rationaler Klimapolitik sein, diese Wahl ist aber nicht zwingend und kei-
nesfalls äquivalent mit Klimapolitik. Durch die Gegenüberstellung der Paradigmen zeigt sich
über die generelle theoretische Einordnung hinaus, welche Aspekte des Politischen durch diese
Fokussierung außerhalb des Blickfeldes liegen. So tritt durch den Fokus auf Aggregation sowohl
die Notwendigkeit von Verständigung außerhalb des Marktes als auch der demokratische Um-
gang mit möglicherweise untilgbaren innergesellschaftlichen Konfliktlinien in den Hintergrund.
Eine solche Begrenzung des Blickfeldes hat Konsequenzen auf unterschiedlichen Ebenen:
Aus deliberativer Perspektive wird ersichtlich, dass ohne kontinuierliche und als zentral ver-
standene gesellschaftliche Deliberationsprozesse die Legitimationsgrundlage und Akzeptanz von
Klimapolitik in Gefahr gerät. Deutlich wird dies beispielsweise am starken gesellschaftlichen Wi-
derstand gegen die 2019 in Deutschland beschlossene Ausgestaltung des Kohleausstiegs. Trotz
eines vermittelnden Ansatzes in der sog. Kohlekommission wurde das erzielte Ergebnis in Teilen
der Bevölkerung angesichts des Fortschreiten der ökologischen Krise als unzureichend eingestuft.
Somit regt sich weiterhin Widerstand, insbesondere gegen die gegeben der selbst gesteckten
Klimaschutzziele unzureichend begründete und deshalb schwer vermittelbare Inbetriebnahme
eines neuen Kohlekraftwerks in Deutschland (Datteln 4) im Jahr 2020. Die bloße instrumentell
rationale Rechtfertigung über eine Abdeckung des neuen Kohlekraftwerks unter dem bisheri-
gen Mengenziels des EU-ETS wird dabei nicht konsensual als legitimer Grund akzeptiert. Aus
deliberativer Perspektive wird also die Relevanz der Weiterführung von ergebnisoffenen Verfah-
ren zur gesellschaftlichen Konsensfindung unabhängig von der Abdeckung durch den EU-ETS
deutlich. Plädoyers für einen ernsthaften gesellschaftlichen Deliberationsprozess zur adäquaten
Problemadressierung finden neuerdings auch Eingang in den ökonomischen Diskurs (vgl. Jakob
et al., 2020; Lamb et al., 2020; Kemp und Ramani, 2020).
Demgegenüber lenkt ein radikaldemokratisches Verständnis des Politischen den Blick auf den
hegemonialen Charakter der aktuellen, auf fossilen Emissionen beruhenden Gesellschaftsord-
nung. So können (von weiten Teilen der Gesellschaft als radikal eingestufte) Vorschläge bezüg-
lich einer schnellen und umfassenden Dekarbonisierung wie beispielsweise von Akteuren wie
Fridays for Future oder Ende Gelände als Versuch einer Disartikulation des fossilen hegemo-
nialen Projekts und folglich als zentrales Element der gesellschaftlichen Auseinandersetzung
gedeutet werden. Auch treten gesellschaftliche Konflikte, die durch die Dekarbonisierungspro-
zesse entstehen oder verstärkt werden, in den Vordergrund. Während der Ausbruch komplexer
Konflikte im umweltökonomisch geprägten Diskurs weder antizipierbar ist noch mit Hilfe der
theoretischen Begriffe und Instrumente zugänglich gemacht werden kann, erlaubt es eine ra-
dikaldemokratische Deutung, diese als Ausdruck möglicherweise untilgbarer Konfliktlinien zu
verstehen. Die radikaldemokratische Analyse stellt die Wichtigkeit der Bereitstellung von Ver-
fahren heraus, die einen innerhalb eines pluralistischen demokratischen Rahmens produktiven
Umgang mit diesen Konflikten erlauben.
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Mit einer radikaldemokratischen Perspektive werden auch die Gefahren deutlich, die sich aus
einem Übersehen von Konflikten und der Nicht-Bereitstellung entsprechender Konfliktformen
ergeben, insbesondere das Aufbrechen in antagonistischer Form wie beispielsweise den teilweise
gewaltsamen Gelbwesten-Protesten in Frankreich in den Jahren 2018/19. Der tiefgreifende, sich
über Monate hinziehende offene Konflikt zwischen Teilen der Gesellschaft und der Regierung
lähmte die politische Handlungsfähigkeit Emmanuel Macrons und bedrohte den gesellschaftli-
chen Zusammenhalt. Der Konflikt konnte nach monatelanger Auseinandersetzung erst mithil-
fe eines umfassenden und langwierigen Dialogprozesses auf ganz unterschiedlichen politischen
Ebenen adressiert werden. Klimapolitisch resultierte aus diesem Prozess die Berufung eines
sogenannten Klimarates, der sich aus 150 für die französische Gesellschaft repräsentativen Bür-
ger:innen zusammensetzte. Nach neunmonatiger intensiver gemeinsamer Arbeit konnten sich
95% der am Klimarat Beteiligten im Juni 2020 auf ein die bisherige französische Klimapolitik
deutlich übertreffendes Maßnahmenpaket einigen, welches sie nun der Regierung und der Öffent-
lichkeit empfehlen. Mehr als 19 Monate nach Ausbruch der Gelbwestenproteste scheint mit den
Ergebnissen des Klimarates der Konflikt teilweise befriedet. Hier zeigt sich, dass ambitionierte
Klimapolitik auch dann möglich ist, wenn die unterschiedlichen schwelenden gesellschaftlichen
Konflikte in adäquater Form im politischen Prozess adressiert werden.
Wie dieser in der jüngeren europäischen Klimapolitik neuartige Ansatz neue Spielräume für po-
litisches Handeln eröffnet, lässt sich mithilfe des deliberativen und des radikaldemokratischen
Paradigmas erkennen. Aus deliberativer Sicht schaffen die angestoßene große gesellschaftliche
Debatte und der Klimarat einen Kommunikationsraum zur innergesellschaftlichen Konsensfin-
dung. Aus radikaldemokratischer Sicht könnte er als Bereitstellung agonistischer Konfliktformen
verstanden werden, welche politische Handlungsfähigkeit (wieder-)herstellen und der Gefahr des
Aufkommens antagonistischer Konfliktformen entgegenwirkt. Aus diesen beiden Perspektiven
erscheint das Novum des französischen Klimarates eine vielversprechende Komplementierung
dessen zu sein, wie Klimapolitik angesichts vielfältiger, aus der notwendigen Dekarbonisierung
resultierenden gesellschaftlichen Konflikte gedacht werden kann oder sogar muss. Mit beiden
Perspektiven lässt sich aufgrund des großen zeitlichen und logistischen Aufwandes der befrie-
denden Debattenformen zeigen, dass diese möglichst von vorneherein in den politischen Prozess
integriert werden sollten, wenn, im Gegensatz zum französischen Beispiel, der Ausbruch gewalt-
samer Proteste und der Verlust politischer Handlungsfähigkeit vermieden werden soll.
Über die exemplarische Anwendung auf das realpolitische Beispiel der französischen Gelbwes-
tenbewegung hinaus lassen sich aus der vorangegangenen Analyse Implikationen für die wis-
senschaftsbasierte Politikberatung ableiten. Die transparente Kommunikation der eigenen Prä-
missen sowie eine Pluralität von Perspektiven sind zentrale Voraussetzungen dafür, dass die
umfassenden Herausforderungen von Klimapolitik erfasst, eingeordnet und in eine fruchtbare
gesellschaftliche Debatte über den Lösungsraum überführt werden können. Auf Grund der be-
sonderen Rolle der Wissenschaft für die realpolitische Gestaltung von Klimapolitik sollten diese
als essentielles Moment sowohl institutionell, in der Debattenkultur als auch in der Ausbildung
zukünftiger Ökonom:innen stärker verankert werden.
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